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Konsequent! Da bei 
den U-Ausschüssen im 
Parlament auffällig viele 
Zeugen große Erinnerungs-
lücken vorgaben, haben 
einige Abgeordnete eine 
Anfrage zu deren Verkehrs-
tüchtigkeit an Ministerin 
Bures gestellt. Wenn sich 
die Betroffenen so großer 
Geschäfte nicht mehr ent-
sinnen, bestehe nämlich die 
Gefahr, dass sie auch die 
Verkehrsregeln vergessen.

Bio-Garten-Plus. 
Nach drei Jahren hat ein 
Mann in Franken einen Ring 
wiedergefunden, den seine 
Frau offenbar beim Gemü-
seschälen im Biomüll verlo-
ren hatte. Da der Kompost 
zur Düngung des Gartens 
eingesetzt wurde, landete 
der Ring letztlich an einer 
jüngst geernteten Kartoffel. 
So etwas gibt’s aber nur im 
Bio-Garten!

 
Rosinenpicken. „Wer 
sich immer nur die Rosinen 
herauspickt, dem wird 
irgendwann der Kuchen 
weggenommen“, sagt 
EU-Parlamentarier Hubert 
Pirker von der ÖVP über die 
britische EU-Politik. Dass er 
aber selbst die Rosinenpi-
ckerei in anderen Bereichen 
– etwa durch die geplante 
Eisenbahnliberalisierung – 
massiv fördert, steht wohl 
auf einem anderen Blatt.

Auf den Hund 
gekommen ist nun 
die Bremer Polizei. 
Dortige Polizeihunde 
tragen seit neuestem im 
Einsatz Neoprenschuhe. 
Diese schützen vor 
Verletzungen, etwa durch 
Glasscherben, und sollen 
dadurch die derzeit 
häufigen Krankenstände 
verringern. Warum sollen 
nicht auch Diensthunde 
etwas Arbeitnehmerschutz 
genießen?

Fernkälte. Nein, nicht 
die Kälte ist fern, sondern 
die Wärme des Sommers. 
Aber im Sommer, wenn 
die Kälte fern ist, liefert die 
Fernwärme Wien Fernkälte 
– aus der Abwärme von 
Verbrennungsprozessen. 
Einfach: Fernwärmekälte.

Gesegnet? Eine Studie 
der MedUni Wien belegt, 
dass das Wasser zahlrei-
cher „Heiliger Quellen“ 
stark mit  Fäkalbakterien 
und anderen gesund-
heitsschädlichen Keimen 
belastet ist. Beim Weih-
wasser in vielen Kirchen 
und sogar in Spitalskapel-
len sieht es nicht besser 
aus. Dann lieber doch 
Wasser ohne kirchliches 
Gütesiegel!

 

Das WUM-ometer
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Forderungen
Die Herausforderungen der 
kommenden Jahre sind nichts 
für Zwerge. Die kommende 
Regierung muss an positiven 
Ansätzen weiterarbeiten und 
soziale und ökologische Ver-
antwortung zeigen: nachhal-
tige Umwelt- und Verkehrspo-
litik ist gefordert.� Seite 10
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Atmosphäre

Eine neue „Grund-
steuer fair“ heißt, 
Grundeigentum nicht 
mehr nach völlig 
veralteten Einheits-
werten zu besteuern. 
Außerdem muss 
ausgeschlossen sein, 
dass sich die Immobi-
lienbesitzer nicht wie 
bisher die Grundsteu-
er über die Betriebs-
kosten zurückholen 
dürfen.� Rudi Kaske
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Editorial

rosion, Verdich-
tung, Übernut-
zung, Versie-

gelung, Versalzung, 
Vergiftung - all dies 
trägt dazu bei, dass wir 
buchstäblich die frucht-
bare Erde unter unseren 
Füßen verlieren, gleich-
sam bodenlos werden. 
Boden ist eben eine be-
grenzte Ressource. Es 
herrscht ein ständiger 
Nutzungskonflikt. Der 
Markt ist für nachhaltige 
Lösungen ungeeignet, 
die gewinnbringendste 
Nutzung führt häufig zur 
Zerstörung des „Boden-
schatzes“. Ob und wie 
die bestehenden Maß-
nahmen zum Schutz 
des Bodens und seiner 
biologischen Vielfalt 
ausreichen und wirken, 
lässt sich schwer be-
antworten, denn Trans-
parenz ist vielfach nicht 
erwünscht. Wieso sonst 
werden die positiven 
Ansätze für eine EU-
Bodenschutzrichtlinie 
von Österreich seit 
Jahren abgelehnt? 
Auch eine bundesweit 
einheitliche Regelung 
zum Schutz des Bodens 
gibt es nicht. 
Und weltweit? Obwohl 
etwa zwei Drittel aller 
fruchtbaren Böden 
auf der nördlichen 
Halbkugel liegen, be-
anspruchen die reichen 
Länder des Nordens 
für die Produktion ihrer 
Konsumgüter große 
Landflächen in jenen 
Ländern, in denen 
fruchtbarer Boden 
knapp ist. Angebaut 
wird, was am lukra-
tivsten ist und sich auf 

dem Weltmarkt gut 
verkaufen lässt. Auf 
der Strecke bleiben 
Bodenschutz und die 
Menschen in den ärme-
ren Ländern. 
Sorgsamer Umgang 
mit dem Boden ist nicht 
nur für eine nachhaltige 
Landwirtschaft wichtig. 
Wir brauchen auch 
Flächen, auf denen 
Fabriken, öffentliche 
Infrastruktur und Woh-
nungen gebaut werden. 
Vor allem in den 
Städten und Ballungs-
räumen sind verfügbare 
Flächen knapp, steigen 
die Baulandpreise. 
Damit sich alle weiterhin 
menschenwürdigen 
Wohnraum leisten 
können, müssen 
sozialer Wohnbau und 
eine ganzheitlich an den 
Bedürfnissen der Men-
schen orientierte Stadt-
entwicklung wirksame 
Instrumente erhalten. 
Eine lebenswerte städ-
tische Struktur findet 
sich weder in finsteren 
Hinterhöfen im Zentrum 
noch in Wohnsilos am 
Stadtrand.
Bodenschutz ist eine 
soziale und politische 
Aufgabe. Diese Auf-
gabe den Agrarlobbies 
der Welt zu überlassen, 
wäre eine bodenlose 
Dummheit.

Sylvia Leodolter

Boden
Los
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Rad-Vorreiter
Startbereit? Mit dem Rad zur 
Arbeit zu fahren, davon profi-
tieren nicht nur die einzelnen 
Beschäftigten hinsichtlich 
Gesundheit, Wohlbefinden 
und Kostenersparnis, son-
dern der gesamte Betrieb. Ein  
Beispielsbetrieb mit vielen 
Ideen.             � Seite 26

leben

Schwedenöfen
Die Heizsaison naht. Was 
tun? Zum Beispiel ökologisch 
einheizen. Mit Holz im Schwe-
denofen? Schwedenöfen 
haben am Prüfstand bessere 
Grenzwerte als alte Feue-
rungsanlagen. Die Emissionen 
sind aber unter realen Bedin-
gungen höher. � Seite 30

Ohne gesunden Boden gibt  
es kein Leben, keinen Wohl-
stand. Doch mit dem Boden 
wird in weiten Tei len der  
Welt viel zu sorglos umge-
gangen. Gehen wir mit dieser 
Ressource nicht sorgsam  
um, verarmen Mensch und 
Natur.     � Seite 13
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extrem hoch. Die InitiatorIn-
nen werden dem EU-Parlament 
konkrete Vorschläge vorlegen, 
wie qualitativ hochwertige 
Trinkwasserversorgung und 
die sanitäre Grundversorgung 
in der gesamten EU garantiert 
werden können. LS

„Westbahn AG“

Kundenfeindlicher
Pendlerzuschlag
Die „Westbahn AG“ ver-
langt von PendlerInnen 
mit Verbund-Zeitkarten bis 
zu drei Euro Zuschlag pro 
Fahrt.
Dies gilt auf der Strecke zwi-
schen Amstetten und Wien. 
Alternativ können Pendler
Innen eine  „Monatsaufpreis-
karte“ erwerben. Der Aufpreis 
wird damit begründet, dass die 
„Westbahn AG“ durch den 
„PendlerInnenansturm“ zu 
den Spitzenzeiten in der Früh 
und am Nachmittag überlas-
tet sei. Das Unternehmen hat 
sich zwar bewusst die einzige 

Wasser

Europäische 
Bürgerinitiative
Die Unterschriftensamm-
lung der Europäischen 
Bürgerinitiative (EBI) „Was-
ser ist ein Menschenrecht“ 
ging am 9. September zu 
Ende.
Mit mehr als 1,8 Millionen 
Unterstützungs-Unterschriften 
und dem Erreichen des Quo-
rums in 13 Mitgliedstaaten 
konnte die EBI Anfang Sep-
tember 2013 ihr Vorhaben sehr 
erfolgreich abschließen. „Das 
ist ein Riesenerfolg und gleich-
zeitig ein historisches Ereignis 
für die EU. Erstmals konnte 
eine EBI die hohen Formalkri-
terien erfüllen und als kurzfris-
tigen Erfolg die Privatisierung 

der Trinkwasserversorgung in 
Europa abwenden, erklärten 
AK-Präsident Rudolf Kaske 
und der nationale Koordinator 
der EBI, Thomas Kattnig, von 
der Gewerkschaft der Gemein-
debediensteten (GdG). Die EU-
Kommission ist zwar nach der 
folgenden Übergabe aller gülti-
gen Stimmen nicht verpflichtet, 
auch ein Gesetzgebungsver-
fahren einzuleiten, allerdings 
ist der politische Druck nun 
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NAchrichten

Umwelt-Ranking für Reedereien  

Schmutzige Kreuzschifffahrt 
Die Schifffahrt ist ein bedeutender Verursacher 
von Schwefel, Stickoxiden und Dieselruß. Kreuz-
fahrtschiffe werben zwar mit Luxus und Erholung, 
unterscheiden sich aber bei Luftschadstoffen auch 
in naher Zukunft nicht wesentlich von Container-
schiffen, so eine NABU-Studie (Naturschutzbund 
Deutschland). Alle Reedereien wollen demnach 
weiter ihre Schiffe mit hochgiftigem Rückstandsöl – 
in Österreich als Sondermüll klassifiziert – betreiben 
und keinen Rußpartikelfilter einsetzen. Von 20 bis 
2016 vom Stapel laufenden Schiffen werden 17 
keinerlei Abgasreinigung aufweisen. Nur die Anbieter 
TUI und Hapag-Lloyd wollen Stickoxid-Katalysatoren 
einsetzen. Laut NABU macht eine adäquate Abgas-
technik nur 0,2 Prozent der Anschaffungskosten 
aus. Aufgrund des Medienechos kündigte der Bran-
chenleader AIDA Cruises nun sogar bei bestehenden 
Schiffen eine Nachrüstung an.  Mehr zur Kampagne 
„Mir stinkt’s“ unter: www.nabu.de  bzw.
www.youtube.com/watch?v=5bNPj_Dw6Xo  FG

Schweinemast

OGH-Urteil hilft 
Anrainerinnen
AnrainerInnen können sprich-

wörtlich aufatmen: Der Oberste 

Gerichtshof (OGH) entschied, 

dass auch baurechtlich geneh-

migte Mastschweinanlagen bei 

der Geruchsimmission ange-

halten sind, das „ortsübliche 

Ausmaß“ nicht zu überschrei-

ten. www.ogh.gv.at und (OGH 

24.7.2013, 9 Ob 48/12t)  FG
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gewinnbringende Strecke im 
österreichischen Schienenver-
kehr herausgepickt, will nun 
aber trotzdem auch noch Steu-
ergelder erhalten. Da Pend-
lerInnen mit Zeitkarten zum 
Profit naturgemäß weniger bei-
tragen als voll zahlende Fern-
verkehrsfahrgäste, möchte 
man jetzt offenbar über den 
Preis selektieren. Die AK lehnt 
diese Vorgehensweise ab und 
fordert, dass die „Westbahn 
AG“ die Regelung umgehend 

aus ihren Beförderungsbe-
dingungen streicht und die 
PendlerInnen ab sofort wieder 
ohne Aufpreis befördert.  JL

Eisenbahn

Breitspur
bis Wien?
Die Russische Eisenbahn-
spurweite ist mit jener 
zahlreicher europäischer 
Länder (meist 1435 mm) 
nicht kompatibel. 

Ausgezeichnet: ArbeitsradlerInnen
Bei der bundesweiten Auswahl hat die Jury die Radlobby 
für „Radelt zur Arbeit“ mit dem VCÖ-Mobilitätspreis Öster-
reich in der Kategorie „Klimafreundliche Mobilität“ ausge-
zeichnet! www.radeltzurarbeit.at  www.radlobby.at



Für den Systemübertritt muss 
entweder in spezielles Rollma-
terial investiert, müssen  Fahr-
zeuge umgebaut (Tausch der 
Drehgestelle) oder umgeladen 
werden. Jetzt gibt es die Idee, 
die russische Breitspur (1520 
mm) entgegen allen bisheri-
gen EU-Harmonisierungen 
bis Wien zu verlängern. Der 
Systemübertritt wäre zwar 
weiter notwendig, hätte aber 
für Österreich wirtschaftliche 
Vorteile. Versprochen wird 
schon einmal viel: 3.000 neue 
Jobs, 120 Millionen Euro zu-
sätzliche jährliche Wertschöp-
fung, die Verlagerung der Gü-
terströme und die „Stärkung 
des Staatsbudgets“. Ob mit 
der Breitspur nur strategische 
russische Interessen bedient 
werden sollen oder ob hier 
das Eisenbahnzeitalter neu 
erfunden wird und dadurch 
die fantastischen Prognosen 
tatsächlich eintreten, soll nun 
eine Machbarkeitsstudie klä-
ren. GL

Schienenmaut

Deutsche 
Flüsterschiene
In Deutschland gibt es seit 
1. Juni eine lärmabhängige 
Schienenmaut. 
Grundsätzlich wird für den 
Güterverkehr ein Aufschlag 
von ein Prozent auf das In-
frastrukturbenützungsentgelt 
verrechnet. Diese Mehrkos-
ten entfallen bei Zügen, bei 
denen mindestens 80 Prozent 
der Waggons aus lärmarmen 
Güterwagen bestehen. Dieser 
Wert soll stufenweise auf 100 
Prozent erhöht werden. Zu-
sätzlich gibt es in Deutschland 
seit 2012 ein Programm zur 
Umrüstung von Güterwägen. 
Finanzielle Unterstützung gibt 
es, wenn deren Lärmemissio-
nen dauerhaft gesenkt werden. 
Umrüstungskosten: 152 Mil-
lionen Euro. Verglichen mit 
dem 620 Millionen Euro teuren 
Förderprogramm der zehnmal 
kleineren Schweiz ist das zwar 

*Mag. Thomas Hader ist 
Arbeits- und Wirtschaftspsy-
chologe und Mitarbeiter der 
Abteilung Umwelt & Verkehr in 
der AK Wien

NAchrichten

Rund 400.000 Menschen 
werden sich bis 2030 in 
und rund um Wien nie-
derlassen. Das entspricht 
der aktuellen Einwohner-
zahl der Landeshaupt-
städte St.Pölten, Linz 
und Salzburg. Dass sich 
damit auch im Verkehrs-
bereich einiges ändern 
muss, liegt auf der Hand, 
doch trotz Bekenntnissen 
zu mehr öffentlichem 
Verkehr, Rad- und Fuß-
verkehr werden in der 
konkreten Umsetzung 
noch immer Einkaufszen-
tren auf der grünen Wiese 
errichtet wie in Gerasdorf 
oder Entlastungsstraßen 
geplant wie aktuell in 
Wien Donaustadt. Bereits 
jetzt ist in der Ostregion 
die eineinhalbfache 
Größe von Wien mit Ver-
kehrsflächen zubetoniert. 
Wenn weiterhin nach der 
Logik „mehr Menschen 
= mehr Autos = mehr 
Straßen“ agiert wird, hat 
das zwangsläufig die 
Folge, dass wir in den 
nächsten Jahren Grün-
flächen opfern werden, 
die größer sind als erster, 
zweiter und dritter Bezirk 
gemeinsam. Dabei sind 
Autobesitz und -nutzung 
in Wien rückläufig und 
die für Ballungsräume 

geeigneteren Verkehrs-
mittel bereits vorhanden. 
Auf einer Fläche, die zehn 
Personen mit jeweils 
einem Auto beanspru-
chen, könnten 50 mit der 
Bim, 78 mit dem Rad und 
fast 600 zu Fuß vorwärts-
kommen. In München 
geht diese Rechnung 
auf, dort wurde in einem 
Stadtentwicklungsgebiet 
statt einer Entlastungs-
straße eine Straßenbahn 
gebaut. Von Anfang an 
waren damit 13.000 Per-
sonen täglich unterwegs, 
d.h. die Stadt wurde tat-
sächlich um mindestens 
11.000 Pkw pro Tag ent-
lastet. Auch die Kosten 
waren mit 40 Millionen 
Euro im Vergleich zu den 
ca. 240 Millionen für die 
gleich lange Stadtstraße 
in Wien Donaustadt 
sehr bescheiden. Stra-
ßenausbau bedeutet für 
uns alle neben hohen 
Kosten Vernichtung 
von Erholungsraum und  
verschmutzte Luft in der 
Wohnumgebung. Da 
v.a. besserverdienende 
Männer das Auto nutzen, 
ist der Straßenbau in 
Summe weder sozial 
gerecht, noch unterstützt 
er die Gleichstellung von 
Mann und Frau.

Kommentar von Thomas Hader

Sie hab´n a Strossn baut 
Wien ist anders – ist Wien anders? Beispiel Trans-
danubien: Trotz Bekenntnissen zu nachhaltigen 
Verkehrslösungen wird dem angeblich wachsenden 
Pkw-Aufkommen noch immer mit Straßenausbau 
begegnet. 

KOMMENTAR Von RUUD Klein
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wenig, aber ein Schritt in die 
richtige Richtung. Angesichts 
der internationalen Verflech-
tungen im Güterverkehr wäre 
hier aber seit langem die EU-
Kommission gefordert, endlich 
für klare Bestimmungen und 
Kontrollen zu sorgen. GL

Bienenschutz

Hersteller klagen
dagegen 
Auch die Schweizer Che-
miefirma Syngenta hat 
Klage gegen das Verbot 
eines ihrer Pflanzenschutz-
mittel erhoben.
Zuvor hatte schon Bayer Crop 
Science geklagt. Nach Angaben 
der EU stellen die beeinspruch-
ten Pflanzenschutzmittel ein 
Risiko für Bienen dar. Syngenta 
meint, dass sich die EU-Ent-
scheidung auf ein „fehlerhaftes 

Verfahren sowie eine ungenaue 
und unvollständige Prüfung“ 
durch die EU-Behörde für Le-
bensmittelsicherheit (EFSA) 
gestützt habe und zudem nicht 
von allen Mitgliedstaaten un-
terstützt worden sei. Im April 
hatte sich eine Mehrheit der 
EU-Mitgliedstaaten – ohne 
Österreich (!) – für das Verbot 
von drei Neonicotinoiden aus-
gesprochen, die für das Mas-
sensterben der europäischen 
Bienenpopulation verantwort-

lich gemacht werden. Ab De-
zember dürfen die Wirkstoffe 
Clothianidin, Imidacloprid und 
Thiamethoxam nicht mehr für 
den Anbau von Mais, Sonnen-
blumen, Raps und Baumwolle 
verwendet werden. Die Sperre 
gilt für zwei Jahre, in denen 
mögliche Auswirkungen des 
Verbots wissenschaftlich un-
tersucht werden sollen, bevor 
die Maßnahme erneut auf den 
Prüfstand kommt.  HO

Studie

Phänomen
Obsoleszenz
Das deutsche Umwelt-
bundesamt (UBA) hat eine 
Studie zum Phänomen der 
Obsoleszenz beauftragt. 
Öko-Institut und Universität 
Bonn sollen untersuchen, ob 
und wie sich die durchschnitt-
liche Lebensdauer und die 
Ausfallwahrscheinlichkeit von 
Elektro- und Elektronikgeräten 
in den vergangenen Jahrzehn-
ten verändert haben. Unter 
Obsoleszenz versteht man das 
vorzeitige Verschleißen oder 
Altern eines Produktes. Dies 
wirkt sich auch negativ auf 
den Ressourcenverbrauch aus. 
Die Studie will u.a. erforschen, 
wie lange ein Produkt in Stand 
bleiben und funktionsfähig sein 
muss, inwiefern der vorzeitige 
Defekt eines Produktes durch 
den Hersteller in Kauf genom-
men oder sogar bewusst durch 
eingebaute Sollbruchstellen – 
als geplante Obsoleszenz – er-
zeugt wird und wie sich sowohl 
die Herstellerentscheidungen 
als auch das Verbraucherver-
halten auf die durchschnittliche 
Produktlebensdauer auswirken. 
www.umweltbundesamt.de  HO
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Biokraftstoffe als 
Preistreiber: Ohne die 
bisherigen EU-weiten 
politischen Ziele für 
die Verwendung von 
Biokraftstoffen wären 
die Preise für pflanzliche 
Öle in der EU bis 2020 
um 50 Prozent niedriger, 
in der restlichen Welt um 
15 Prozent. Zu diesem 
Ergebnis kommt ein Be-
richt der Gemeinsamen 
Forschungsstelle der EU 
(JRC), der verschiedene 
Szenarien zukünftiger 
Biokraftstoffpolitiken 
untersuchte (ftp.jrc.es/
EURdoc/JRC83936.
pdf).

Parlament bremst 
Biokraftstoffe: Am 11. 
September hat das EU-
Parlament beschlossen, 
dass bis 2020 die Ver-
wendung von Biodiesel 
und Bioethanol, wenn 
sie aus Lebensmittel-
rohstoffen hergestellt 
werden (die sogenannte 
erste Generation), 
auf sechs Prozent 
beschränkt werden soll. 
Dies bedeutet praktisch 
den Ausbaustopp für 
weitere konventionelle 
Biotreibstoff-Anlagen.

Indirekte Landnut-
zungsänderungen 
(ILUC): Weiters hat 
das EU-Parlament ein 
System angenommen, 
nach dem ab dem Jahr 
2020 die durch die 
Nachfrage nach Roh-
stoffen für Biokraftstoffe 

erhöhte Umwandlung 
von Wäldern in Acker-
flächen eingedämmt 
werden soll. Durch die 
bisher bestehenden 
„Nachhaltigkeitskrite-
rien“ für die Rohstoffe 
war zwar die direkte 
Rodung von Wäldern 
berücksichtigt worden, 
aber nicht die Abhol-
zung infolge der erhöh-
ten Nachfrage nach 
Lebensmittelrohstoffen. 
Mit diesem System soll 
verhindert werden, dass 
durch den Ausbau der 
Biokraftstoffe das Klima 
mehr belastet wird als 
durch die Verwendung 
fossiler Treibstoffe.

Nachhaltigkeit für 
Energieholz: Ein 
noch nicht veröffent-
lichter Vorschlag der 
EU-Kommission zu 
Nachhaltigkeitskriterien 
für feste Biomasse 
(www.endseurope.com/
docs/130819a.pdf) legt 
ähnliche Anforderungen 
fest wie die bisher 
geltenden für Biokraft-
stoffe. Beispielsweise 
wird die Anrechnung un-
tersagt, wenn das Holz 
von ökologisch beson-
ders wertvollen Flächen 
– beispielsweise Ur-
wäldern – stammt. Dies 
sei zu wenig, kritisieren 
Umweltschutzorganisa-
tionen, unter anderem 
da die Kohlenstoffbilanz 
der Wälder nicht aus-
reichend berücksichtigt 
werde. CS

Auf einen Blick

EU, Europa und die  
Ganze Welt

Klimaschutz: Das Renewbility-Modell
Eine Studie des Forschungsvorhabens „Renewbility II“ sieht den 
Verkehrssektor durchaus in der Lage, bis zum Jahr 2030 seine Treib-
hausgasemissionen deutlich zu verringern – bei positiven volkswirt-
schaftlichen Effekten.  www.renewbility.de  www.uba.de
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„Pro Hütten 
und Wege“
Österreichs alpine Vereine 
mit ihren über 600.000 Mit-
gliedern schlagen Alarm. 
Sie fordern eine Anhebung 
der Förderungen für Schutz-
hütten und Bergwege auf vier 
Millionen Euro jährlich, um 
deren nachhaltige Sicherung zu 
gewährleisten. Auch soll eine 
gesetzliche Grundlage für die 
Förderungsmittel aus dem Wirt-
schaftsministerium geschaffen 
werden, damit Planungssi-
cherheit entsteht. Die Vereine 
erhalten die für den Tourismus 

wichtigen Schutzhütten und 
Wege und ermöglichen so eine 
sichere Benutzung der rund 
50.000 km Wanderwege und 
475 Hütten mit knapp 25.000 
Schlafplätzen. Drei Viertel der 
Erhaltungskosten werden mit 
viel ehrenamtlichem Einsatz 
aus Vereinsmitteln finanziert, 
für das restliche Viertel braucht 
es Beiträge der öffentlichen 
Hand. Während die Kosten – 
auch aufgrund von Behörden-
auflagen – ständig steigen, sind 
die Bundesförderungen seit 
1992 dreimal gekürzt worden 
und betragen 2013 nur mehr 1,5 
Millionen Euro. http://petition.
prohuettenundwege.at  HO

Altstoff-Recycling

EU mahnt 
ARA ab
Altstoff Recycling Austria 
AG (ARA) unter Beobach-
tung der EU-Kommission.
Die EU-Kommission hat die 
ARA darüber informiert, dass 
sie der Auffassung ist, dass 
das Unternehmen seine be-
herrschende Stellung auf dem 
Markt für die Organisation der 
Entsorgung von Verpackungs-
abfällen (vor allem aus Kunst-
stoff und Metall) in Österreich 
missbraucht und Konkurrenten 
daran gehindert haben könnte, 
auf diesem Markt Fuß zu fassen 
oder zu expandieren. Im Falle 
der Bestätigung, würde dies 
Wettbewerb und Verbraucher 
schädigen, gegen EU-Wettbe-
werbsvorschriften verstoßen 
und könnte zu einem Beschluss 
führen, mit dem die EU-Kom-
mission die wettbewerbswid-
rige Verhaltensweise untersagt 
und Geldbußen von bis zu zehn 
Prozent des weltweiten Jahres-
umsatzes verhängt. HO

        
UVP

Schadenersatz bei 
Unterlassung
Haftung für Wertminde-
rungen von Liegenschaf-
ten und Gesundheitsschä-
den.
Dies hat der Oberste Ge-
richtshof (OGH) in einer Ent-
scheidung (GZ 1 Ob 56/13) 
gegenüber Bund und Land 
Niederösterreich bestätigt. 
Die Haftung resultiere aus der 
nachweislich (mehrfachen) 
Unterlassung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) 
für die Ausbauten des Flugha-

Smart Meter: „Zwangszähler – Nein, danke!“
Mietervereinigung und Unterstützer der Petition „Zwangszähler - Nein 
Danke“ erreichten, dass Strombezieher nun „Smart Meter“ ablehnen 
können!  www.mietervereinigung.at/News/841/5024/Smart-Meter-
Wahlrecht-wird-bezweifelt

Flankierend zur Initiative „Schaffung eines Binnen-
marktes für umweltfreundliche Produkte“ hat die 
EU-Kommission im April 2013 eine Eurobarometer-
Umfrage unter rund 25.000 BürgerInnen aus allen 28 
Mitgliedstaaten in Auftrag gegeben. Demnach ist die 
EU-Bevölkerung bereit, bei ihren Kaufentscheidungen 
auf Umweltaspekte mehr Bedacht zu nehmen. Da um-
weltfreundliche Produkte nicht immer leicht als solche 
zu erkennen sind, trauen nur 52 Prozent der Befragten 
den freiwilligen Herstellerangaben. 69 Prozent fordern 
verpflichtende Umweltberichte für Unternehmen und 
Produkte. Mehr als 77 Prozent wären bereit, für Öko-
produkte mehr zu bezahlen, wenn sie auf die Hersteller-
angaben vertrauen könnten. Zwei Drittel würden mehr 
für ein Produkt ausgeben, wenn sich im Gegenzug die 
Garantie auf fünf Jahre verlängern würde. 92 Prozent 
wollen, dass die Hersteller die Lebensdauer der Pro-
dukte angeben müssen.  LEI

WIRTSCHAFT & UMWELT INFO-GRAFIK

Umweltfreundliche Produkte   

Im Dienste der Automobilindustrie 

Minister brüskiert EuGH
Die deutsche Bundesregierung hat die autofreundli-
che Politik ihrer Vorgänger auf die Spitze getrieben 
und als Erfüllungsgehilfe der deutschen Autoher-
steller agiert, kritisiert die Deutsche Umwelthilfe e.V. 
(DUH). Zuletzt hat  Bundeswirtschaftsminister Rösler 
in Anbetracht der jüngsten Bundestagswahlen die 
von der DUH beim EuGH erstrittene Herausgabe 
interner Akten (Rechtsverordnung Az. C-515/11) 
verhindert, die laut DUH die enge Abstimmung der 
Regelung zur Energieverbrauchskennzeichnung von 
Pkw mit der Automobilindustrie offenbaren. Auf  Ba-
sis besagter Verordnung wurden schwere, spritdurs-
tige Limousinen wie der Audi Q7 mit hohem Spritver-
brauch in eine bessere Effizienzklasse eingestuft als 
Kleinwagen wie der Citroën C1. www.duh.de HO

0 20 40 60 80 100
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77%

92%

Vertrauen in freiwillige 
Herstellerangaben 

54%
Kein Vertrauen in
Firmen-Umweltberichte
 

55%Fühle mich über Umwelt-
auswirkungen informiert 

Verpflichtende Umweltberichte für 
Unternehmen und Produkte fordern 
 

66%
Bereit mehr zu zahlen, wenn 
Garantie auf fünf Jahre verlängert wird

Bereit mehr zu zahlen, wenn Vertrauen 
in Herstellerangaben gegeben ist

Hersteller sollen Produkt-
Lebensdauer angeben 

Eurobarometer-Umfrage mit 
rund 25.568 Beteiligten 
aus allen 28 EU-Mitgliedstaaten.

www.arbeiterkammer.at Wirtschaft & Umwelt  3/2013   Seite 7

Wer pflegt alpine Wege?



Winterzeit: Freiheit für Heizkörper!
Die Heizsaison ist nah: Daher Heizkörper befreien, Fenster 
dichten, Zimmertemperatur der Nutzung anpassen, Stoßlüften 
statt Fensterkippen. So lassen sich bei angenehmem Raumklima 
Heizenergie und Geld sparen. www.umweltberatung.at

Erneuerbarer Strom überholt Atomstrom
Die Internationale Energieagentur (IEA) prognostiziert in ihrem mittel-
fristigen Marktbericht Erneuerbare Energien (MTRMR), dass bis 2016 
der weltweit aus erneuerbaren Energiequellen erzeugte Strom den 
jeweiligen Anteil von Gas- und Atomstrom überholen wird. www.iea.org
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fens Wien-Schwechat. An die 
400 AnrainerInnen verlangen 
für die Wertminderung ihrer 
Grundstücke wegen der zusätz-
lichen Lärmbelästigung Scha-
denersatz, haben ihr Interesse an 
einer Sammelklage angemeldet 
und fordern durchschnittlich je 
100.000 Euro. Im fortgesetzten 
Verfahren werden die Kläger
Innen konkretisieren müssen, 
inweit die gesetzwidrigen 
Bewilligungen die Minderung 
der Verkehrswerte bewirkt 
haben. Soweit ersichtlich, hat 
das UVP-Gesetz damals sehr 
hohe Anrainerschutzstandards 
enthalten. www.pfr.at/cms/
index.php/de/aktuelle-faelle/
sammelklage-fluglaerm  HO

Lkw

Schluss mit 
alten Brummern
Lkw-Fahrverbot in Wien 
und Teilen Niederöster-
reichs soll ausgedehnt 
werden.
Demnach sollen Lkw im 
Güter- und Werkverkehr mit 
der Emissionsnorm Euro 1 
(Erstzulassung 1992–1996) 
beginnend ab 1. Jänner 2014 
bzw. Euro 2 (Erstzulassung 
1996–2000) ab 1. Jänner 2016 
nicht mehr fahren dürfen. Aus-
genommen sind der öffentli-
che Dienst, historische Fahr-
zeuge und Lkw mit kostspie-
ligen Spezialaufbauten bzw. 
von Kleinstunternehmern und 
Schaudarstellern. Die AK hat 
dies begrüßt, da die EU-Kom-
mission beide Bundesländer 
wegen Nicht-Einhaltung von 
PM10 und NO2-Grenzwerten 
beobachtet und Maßnahmen 
in diesem Kfz-Segment ein 
hohes Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis aufweisen. Die AK 
bezweifelt aber, ob dieses 
Paket ausreichen wird und 
bemängelt weiter, dass Taxis 
völlig vom Immissionsschutz 
ausgeklammert sind und zu 
Leerfahrten zwischen Wien 
und Flughafen-Schwechat ge-
zwungen werden. FG

AbfalLberatung

Stadt Wien 
geklagt
Musterurteil gegen  
prekäre Beschäftigung in 
der MA 48.
Auf Betreiben der AK Wien 
hat das Arbeits- und Sozial-
gericht (ASG) im August die 
langjährige Praxis der MA 
48, die AbfallberaterInnen 

nur per Werkvertrag zu be-
schäftigen, für rechtswidrig 
erklärt. Konkret hat das ASG 
festgestellt, dass ein klassi-
sches Arbeitsverhältnis gemäß 
Vertragsbedienstetenrecht 
mit allen dort vorgesehenen 
Rechten vorliegt. Das Urteil 
ist mittlerweile rechtskräftig.  
http://wien.arbeiterkammer.at/

service/presse/AK_gewinnt_
Verfahren_gegen_Schein-
selbstaendigkeit.html
Leider hat die rechtliche Klä-
rung nicht zu einem Einlenken 
der Stadtverantwortlichen 
geführt, obwohl die Abfallbe-
raterInnen im übrigen Öster-
reich „angestellt“ sind. Ganz 
im Gegenteil: Die Sache ist 

Stress in der Arbeit: Viele gute Tipps

Arbeitsstress lass nach
Stress ist eine der am weitesten verbreiteten Folgen 
der Arbeitsbelastungen in der heutigen Arbeitswelt. 
Immer mehr ArbeitnehmerInnen haben zunehmend 
Mühe, die von ihnen verlangte Arbeitsleistung in 
der geforderten Zeit zu erbringen. Daher muss die 
Qualität des Arbeitsplatzes stimmen, damit Arbeit 
nicht krank macht. Seit 1. Jänner 2013 regelt das Ar-
beitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) die verbind-
liche Ermittlung und Beurteilung von psychischen 
Belastungen am Arbeitsplatz. Die AK-Broschüre 
„Psychische Belastung und Stress in der Arbeitswelt. 
Ursachen, Folgen, Lösungen“ beschreibt die Belas
tungen, definiert Stress und seine Faktoren, analy-
siert die Folgen wie Burnout, Mobbing, Gewalt am 
Arbeitsplatz oder Unfälle und Krisensituationen und 
gibt entsprechende Hilfestellung und Tipps, diesem 
Massenproblem zu begegnen. www.arbeiterkammer.
at/service/broschueren LEI

Nachrichten

Personenkraftwagen

Aktualisiertes  
Öko-Ranking   
Der Verkehrsklub 
Deutschland hat ca. 400 
Pkw nach Spritverbrauch, 
CO2 pro Kilometer, Lärm, 
und Emissionen von 
Luftschadstoffen und 
Öko-Engagement des 
Herstellers bewertet. 
Sieger: VW Eco Up, Seat 
Mii Ecofuel, Skoda Citigo 
CNG Green Tec vor  
Hybride Lexus CT 200h 
und Toyota Prius.  
www.vcd.org FG
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Elektroschrott: Weltweit belastend 
80 Prozent der recyclierbaren Elektroaltgeräte der Industriestaaten 
landen in Entwicklungsländern. Dort riskieren tausende Kinder beim 
„Entsorgen“ ihre Gesundheit für einen Hungerlohn: 1 Euro für eine 
Tagesausbeute von ½ Kilo Kupferkabel. www.ilo.org
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weiter eskaliert: http://abfall-
beratung.blogspot.co.at. Die 
vier – von ursprünglich 32 – 
verbliebenen AbfallberaterIn-
nen wurden auf andere Dienst-
stellen in der Geschäftsgruppe 
von Umweltstadträtin Sima 
„verstreut“. Zudem wurden 
sie entgegen ihrer bisherigen 
Tätigkeit mindereingestuft, so-
dass es bald die nächste Klage 
geben könnte.  HO

Fluggastrechte

Besser am 
Boden bleiben?
Die EU-Kommission hat 
einen Vorschlag zur Ände-
rung der Fluggastrechte-
Verordnung (Nr. 261/2004) 
vorgelegt. 
Obwohl dieser auch positive 
Ansätze enthält, etwa ein 
Teilverbot der sogenannten 
No-Show-Politik (Aufpreis 
oder keine Beförderung bei 
Inanspruchnahme des Rück- 

aber nicht des Hinfluges), sind 
überwiegend Verschlechte-
rungen für Passagiere zu er-
warten. Die Kommission will 
etwa bei Verspätungen die 
Fristen, nach denen Fluggäs-
ten eine Ausgleichsleistung 
zusteht, je nach Entfernung 
des Flugziels auf bis zu zwölf 
Stunden anheben, obwohl der 
EuGH diese Frist mit drei 
Stunden festgelegt hat. Ferner 

würde die Pflicht der Airlines, 
„gestrandete“ Fluggäste bei 
außergewöhnlichen Umstän-
den (z.B. Aschewolke) zu be-
treuen, enorm eingeschränkt 
(Hotelunterbringung max. 
drei Nächte à 100 Euro). Die 
AK kämpft weiter gegen die 
geplanten Verschlechterungen 
an. JL 

Verkehrslärm

Betroffene je Ge- 
meinde verfügbar
Die aktuellen Betroffenen-
zahlen nach Gemeinde 
und Verkehrsträger sind 
aufgeschlüsselt öffentlich 
verfügbar.
Und zwar so, wie sie für die 
kürzlich präsentierten Lärm
aktionspläne österreichweit 
erhoben worden sind. Das 
geht auf ein Ersuchen der 
AK unter Berufung auf das 
Umweltinformationsgesetz 
zurück, das die zuständigen 
Ministerien erfreulicherweise 
gleich mit einer Veröffentli-
chung auf www.laerminfo.at/
massnahmen/aktionsplaene/
gemeindeauswertung.html  
beantwortet haben.  Die Daten 
müssten gemäß § 6 Abs 3 und 
4 Bundes-LärmV erhoben 
werden und liegen für jede 
Gemeinde und getrennt für 
Schiene, Flughäfen und Au-
tobahnen und Schnellstraßen, 
auch für niederrangigere, 
aber vielbefahrene Straßen 
vor, sofern sie von der Lärm
aktionsplanung 2013 erfasst 
sind. Was noch fehlt, ist die 
detaillierte Ausweisung von 
Objekten mit besonderem 
Ruheschutzanspruch wie z.B. 
Kindergärten, Schulen, Kran-
kenhäusern und von ruhigen 
Gebieten.  HO

*Frédéric Cuvillier ist seit 2012 „Bei-
geordneter Minister für Verkehr und 
maritime Wirtschaft im Ministerium für 
Umwelt, nachhaltige Entwicklung und 
Energie“ in Frankreich.

Was bringt diese fahr-
leistungsabhängige 
„Ecotaxe“ für die 
Umwelt? 
Cuvillier:  Die Ökosteuer 
leitet einen positiven 
Kreislauf ein. Aus 
Umweltsicht wird ein 
Preissignal gesetzt, das 
Verhalten zugunsten 
von nachhaltigeren Ver-
kehrsträgern zu ändern. 
Die Abgabe lastet einem 
Benützer die Kosten an, 
die er für die Straßen-
benützung vaerursacht. 
Dabei erzielte Einnahmen 
können auch zur Finan-
zierung von Infrastruktur 
bei der Schiene und in 
der Binnenschifffahrt 
beitragen. Da Leerfahrten 
von Lkw auch betroffen 
sind, werden die Trans-
porteure angehalten, 
ihre Routen rationeller zu 
gestalten.
 
Warum machen die 
regionalen Gebietskör-
perschaften mit?  Und: 
Was haben sie davon?
Cuvillier:  Die Gesamt-
einnahmen machen  
1,2 Milliarden Euro aus. 
Der Anteil von 160  
Millionen Euro, der 
vom Lkw-Verkehr 
auf den Straßen von 

Gemeinden und De-
partements stammt, 
ist für die zuständigen 
Gebietskörperschaften 
reserviert, die ja auch 
das Straßennetz  in-
standhalten müssen. Bei 
bestimmten Strecken 
werden dadurch auch 
Lkw-Mautausweichver-
kehre von den Autobah-
nen verhindert.
 
Sind elektronische
Mautsysteme auch  
für lokale und regionale
Straßen machbar  
und wie funktionieren 
sie? 
Cuvillier: Ja. Dies wird
durch ein barrierefreies
und immaterielles 
Mautsystem ermöglicht. 
Auf den mautpflichtigen 
Routen sind digitale 
Punkte definiert.  
Sobald diese Straßen 
befahren werden, wird 
der Lkw geortet und es 
erfolgt die Fakturierung 
für einen Abschnitt von 
maximal fünf Kilometern. 
Was die Lkw selbst be-
trifft, müssen diese  
mit einer GPS-Box  
ausgestattet sein, die 
eine automatische De-
tektion bei den digitalen 
Punkten sicherstellt.

Interview mit FrEdEric Cuvillier

Frankreich: Ökomaut für Lkw  
Ab 1. Jänner 2014 gilt in Frankreich die „Ecotaxe 
Poids Lourds“. Diese Ökosteuer bemautet elektro-
nisch und fahrleistungsabhängig alle Lkw auf einem 
10.000 km langen Netz von Autobahn- und Bundes-
straßen sowie einem 5.000 km langen Straßennetz 
von regionalen Gebietskörperschaften.

Nachrichten



mwelt- und verkehrs-
politische Themen 
sind nicht gerade ein 

Wahlkampfschlager, wenn 
man von dem verzichtbaren 
Ruf nach Privatisierung der 
ÖBB absieht. Das ist auch gut 
so, denn gerade wenn es um 
zentrale Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge wie Was-
serversorgung, Abfallentsor-
gung, Öffentlicher Verkehr 
(ÖV) oder um Weichenstel-
lungen für eine nachhaltige 
Wirtschaft geht, braucht es 
eine konsistente, langfristig 
orientierte Politik, die sich 
nicht an Wahlzyklen orien-
tiert. Aus ArbeitnehmerInnen-
sicht sind die Prioritäten dabei 
klar: Es geht um die Erhaltung 
und den Ausbau der Daseins-
vorsorge in öffentlicher Ver-
antwortung, es geht um die 
Sicherung der Beschäftigung 
und der Arbeitsbedingungen 
im Verkehrs- und Umwelt-
sektor, und es geht um einen 
schonenden und nachhaltigen 
Umgang mit unseren Ressour-

cen.  Daraus ergeben sich auch 
die konkreten Forderungen für 
die nächste Legislaturperiode.

ÖV-Offensive
Wer nicht mobil ist, kann 

am sozialen und öffentlichen 
Leben kaum teilnehmen und 
ist in seinen Arbeitsmarkt-
chancen eingeschränkt. Vor 
dem Hintergrund der klima-
politischen nationalen und 
europäischen Ziele und den 
steigenden Preisen für fossile 
Treibstoffe ist die Sicherstel-
lung leistbarer Mobilität nur 
mit einer Offensive für den 
ÖV möglich. Um die Rahmen-
bedingungen dafür zu verbes-
sern, ist mehr Kostenwahrheit 
zwischen Schiene und Straße, 
sowohl beim Personen- als 
auch beim Güterverkehr, not-
wendig. Ziel ist ein österreich-
weiter, integrierter Taktver-
kehr auf der Basis von einheit-
lichen Versorgungsstandards 
und des Ausbaus der dazu 
notwendigen Infrastruktur 

(materiell und immateriell). 
Dazu gehören auch ein öster-
reichweites Tarif-, Ticket- und 
Fahrgastinformationssystem 
sowie einheitliche und sozial 
gerechte Ermäßigungen sowie 
Barrierefreiheit beim Zugang 
und der Nutzung aller öffent-
lichen Verkehrsmittel und der 
Ausbau der Fahrgastrechte.

ÖBB stärken
Kein Sozial- und Quali-

tätsdumping durch Liberali-
sierung! Im Zusammenhang 
mit der nach neoliberalem 
Credo massiv vorangetrie-
benen Liberalisierung und 
Privatisierung auch im Ver-
kehrssektor sind vermehrte 
Anstrengungen erforderlich, 
damit der ÖV attraktiver wird 
und weiterhin Arbeitsplatzsi-
cherheit und faire Arbeitsbe-
dingungen bietet. Die ÖBB 
sind ein unverzichtbarer Teil 
des öffentlichen Eigentums, 
und können umfassende Ver-
kehrsdienstleistungen nur 

*Mag. Sylvia Leodolter ist Öko-
nomin und Leiterin der Abteilung 
Umwelt und Verkehr in der AK 
Wien.

In der Verkehrs- und Umweltpolitik geht es um zukunftsfähige Rahmenbe-

dingungen für alle. Öffentliche Daseinsvorsorge, Klimaschutz, Rechtssicher-

heit und demokratische Kontrolle sind wesentliche Elemente für eine aktive 

und verlässliche Politik auf nationaler und EU-Ebene. Daran wird auch die 

neue Regierung zu messen sein. � Von Sylvia Leodolter*
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Politik  

Regierungsprogramm 2008-2013
Als Orientierung und Messlatte für die künftige Regierung ist das vergan-
gene Regierungsprogramm durchaus lesenswert – im Umweltbereich 
blieb trotz vager Formulierungen vieles offen. www.bka.gv.at/DocView.
axd?CobId=32966 

Zusammenfassung:

Ökologische Verantwor-
tung, Bekenntnis zu öffent-
lichen Dienstleistungen 
und soziale Gerechtigkeit 
sind gefragt. Eine Offen-
sive für den Öffentlichen 
Verkehr, die Sicherung und 
Verbesserung der Arbeits-
bedingungen im Verkehrs- 
und Umweltsektor, die 
Erhaltung der öffentlichen 
Wasserversorgung und 
konsequente Maßnahmen 
gegen Verkehrslärm 
und Luftverschmutzung 
müssen aus Arbeitneh-
merInnensicht Eingang in 
das nächste Regierungs-
programm finden.

Zeit für nachhaltige  
Impulse
U
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erbringen, wenn sie integriert 
bleiben. Eine Privatisierung 
der ÖBB ist daher auf jeden 
Fall zu verhindern, das gilt 
auch für den Verkauf besteh
ender Unternehmensteile oder 
Teilunternehmen. 

Damit ein fairer Wett-
bewerb im ÖV überhaupt 
denkbar ist, muss der Staat 
einheitliche und verbindliche 
Regeln für alle Verkehrsun-
ternehmen im Hinblick auf 
technische Anforderungen, 
Ausbildungsstandards, Bau-, 
Betriebs- und Sicherheitsstan-
dards schaffen – hier besteht 
noch Nachholbedarf. Ebenso 
wichtig ist die Verhinderung 
von Sozial- und Qualitätsdum-
ping im Verkehrsbereich: Für 
jegliche Form von Verkehrs-
bestellung (Direktvergabe 
und Ausschreibung) müssen 
Qualitäts- und Sozialkriterien 
österreichweit verbindlich 
verankert werden. Bei Aus-
schreibungen müssen arbeit-
nehmerfreundliche Regelun-
gen für den Betriebsübergang 

gelten. Es muss auch klar sein, 
dass die sozialen und ökolo-
gischen Wirkungen eines 
flächenhaften ÖV-Angebots 
eine Unterstützung aus öffent-
lichen Mitteln rechtfertigen.

Es gibt aber auch andere 
„Verkehrs-Baustellen“, an 
denen die Politik in den 
kommenden Jahren dringend 
weiterarbeiten sollte, um das 
Verkehrssystem klimaver-
träglich und ressourcenscho-
nend weiterzuentwickeln. Es 
braucht eine konsequente Of-
fensive für den Güterverkehr, 
die zu einer Verlagerung auf 
die Schiene und Schifffahrt 
führt und die Maßnahmen von 
der Erhöhung der Lkw-Maut 
bis zu strengen Kontrollen 
der Sozialvorschriften auf der 
Straße oder zu einer Reform 
der Anschlussbahnförderung 
bündelt. Der gepriesene Wett
bewerb im Verkehr wird 
derzeit zum Großteil auf dem 
Rücken des Fahrpersonals 
ausgetragen. Ob es sich um das 

Politik  

Gesamtverkehrsplan für Österreich
Die Leitlinien des BMVIT für die österreichische Verkehrspolitik bis 2025 sollen 
ein „sozialeres, sichereres, umweltfreundlicheres und effizienteres Verkehrs-
system“ schaffen. www.bmvit.gv.at/verkehr/gesamtverkehr/gvp/downloads/
gvp_gesamt.pdf 

In der vergangenen 
Legislaturperiode sind 
– meist nach langem, 
zähem Ringen – doch 
wichtige Fortschritte er-
zielt worden. Dazu zählen 
etwa neue Rahmenbe-
dingungen für die Verpa-
ckungssammlung, erste 
Schritte zur Einbeziehung 
von Off-Road-Maschinen 
in die Feinstaubbekämp-
fung, neue Grundlagen 
für die Umwelthaftung 
und breiter Konsens zur 
öffentlichen Wasserver-
sorgung. Es gibt aber 
auch Bereiche, in denen 
keine Ruhmesblätter 
beschrieben wurden und 
erhebliche Rechtsunsi-
cherheiten bestehen, wie 
etwa bei der Umweltver-
träglichkeitsprüfung, im 
Wasserrecht – Stichwort 
unzureichende Verbind-
lichkeit des Kriterienkata-
logs Wasserkraft –  oder 
im Lärmschutz. Die 
Verhandlungen um das 
Energieeffizienzgesetz, 
das mit ambitionierten 
Zielen startete, schei-
terten kläglich. Die 
völlig unkoordinierte 
Umsetzung der Industrie
emissions-Richtlinie in 
zahlreichen Umweltma-
terien hat wieder mit aller 
Deutlichkeit das Fehlen 

eines einheitlichen An-
lagenrechts gezeigt. Im 
Verkehrsbereich wurde 
die Finanzierung des Öf-
fentlichen Verkehrs (ÖV) 
mit dem langfristig orien-
tierten gemeinwirtschaft-
lichen Leistungsvertrag 
auf neue Beine gestellt, 
wurden die Fahrgast-
rechte im ÖV erstmals 
verankert und verbessert 
und die Ökologisierung 
der Lkw-Maut vorange-
trieben. Auch in der Ver-
kehrssicherheit oder im 
Eisenbahnrecht – Stich-
wort neue, für alle Un-
ternehmen verbindliche 
Ausbildungsvorschriften 
– kam es zu positiven 
Weichenstellungen. 
Während die Verkehrs-
infrastruktur weiter zügig 
ausgebaut wurde, sind 
die Verhandlungen für 
zentrale Regeln für einen 
fairen Wettbewerb und 
hohe Sicherheitsstan-
dards im Eisenbahnrecht 
noch nicht abgeschlos-
sen. Zudem bedrohen 
die EU-Forderung nach 
Liberalisierung und der 
faktische Vorrang für  
den Straßenverkehr 
nationale Bemühungen 
in Richtung Verlagerung 
und Attraktivierung des 
ÖV.

Bilanz    

Mühsame Schritte

ÖV-Offensive statt Dornröschenschlaf .
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Ausflaggen österreichischer 
Frächter in Niedriglohnländer 
handelt oder die Aufweichung 
gesetzlicher Vorschriften – 
alle Maßnahmen verfolgen 
das primäre Ziel der Minimie-
rung der Personalkosten im 
Straßengüterverkehr. Deshalb 
muss die Schaffung sicherer 
und guter Arbeitsbedingungen 
für die Beschäftigten im (Stra-
ßen)Verkehr eine Leitlinie der 
kommenden Jahre werden.

Lärm und Luft
Mehr Transparenz, klare 

Prioritäten und Verbind-
lichkeit sind hier nötig! 
Verkehrslärm beeinträchtigt 
die Lebensqualität und die 
Gesundheit der BürgerInnen. 
Lärm ist auch ein soziales 
Problem. Eine Wohnumge-
bung, die Ruhe und Erholung 
ermöglicht, ist nicht für jeden 
leistbar. Bei der Lärmreduk-
tion haben fahrzeugseitige 
Maßnahmen (Schiene, Straße, 
Flugzeug) Priorität. Aber die 

Verkehrszunahmen „fressen 
die technischen Verbesserun-
gen am Fahrzeug auf“. Gefor-
dert ist die Überarbeitung des 
Bundes-Umgebungslärmge-
setzes und ein neues Bundes-
Verkehrslärmschutzgesetz, 
das bundeseinheitliche ver-
pflichtende, am Gesundheits-
schutz orientierte Grenzwerte, 
Schwellwerte gemäß dem 
Vorsorgeprinzip sowie die 
Verankerung des Verursacher-
prinzips vorsieht. Klare Vor-
gaben für Bestandssanierung 
und laufende Lärmminderung 
im Betrieb sowie eine Ko-
ordinationsverpflichtung für 
Bund und Länder sind nötig. 
Lärmaktionspläne müssen 
die Problemzonen, in denen 
viele Menschen stark belastet 
sind, konkret benennen und  
wirksame Lärmschutz-Maß-
nahmen und Entlastungsziele 
für die nächsten fünf Jahre 
enthalten. Maßnahmen wie 
Fensterförderungen müssen 
kundenfreundlich und nieder-
schwellig ausgestaltet werden. 

Maßnahmen gegen Fein-
staub- und Stickoxidbelastung 
sind dringend erforderlich! 
Schlechte Luftqualität redu-
ziert die Lebenserwartung der 
ÖsterreicherInnen im Schnitt 
um sechs Monate. Vor allem 
bei Feinstaub und Stickoxiden 
besteht Handlungsbedarf. Eine 
Schlüsselrolle kommt auch hier 
dem Verkehr zu. Daher ist eine 
konsistente Strategie des Bun-
des notwendig, die Stickoxid-
Emissionen deutlich reduziert 
und die Bundesländer bei 
ihren Verantwortlichkeiten im  
Rahmen des Immissions-
schutzgesetz-Luft (IG-L) wirk-
sam ergänzt. Synergieeffekte 
mit dem Klima- und Lärm-
schutz sowie die Vermeidung 
von besonders gefährlichen 
Feinstaub-Fraktionen (z.B. 
Dieselruß) sind anzustreben. 
Die wichtigsten Ansatzpunkte 
sollen dabei der gewerbliche 
Verkehr, Off-Road-Maschi-
nen, ein konsequenter Ausbau 
von Fernwärme und Erdgas, 
die Vermeidung von Feinstaub 

(„sekundärer Feinstaub“) aus 
landwirtschaftlicher Produk-
tion und Lkw-Maut-Zuschläge 
entsprechend der neuen EU-
Richtlinie bilden.

Wasser und Abfall
Trotz ernüchternder Erfah-

rungen mit der Privatisierung 
der Wasserversorgung weisen 
EU-Initiativen wiederholt in 
Richtung Liberalisierung. Der 
jüngste Anlauf konnte dank 
des Erfolgs von über 1,7 Milli-
onen Stimmen für die Europä-
ische Bürgerinitiative „Wasser 
und sanitäre Grundversorgung 
sind ein Menschenrecht“ ge-
stoppt werden. Nun gilt es, 
die Versorgung mit Wasser 
sowie anderen öffentlichen 
Dienstleistungen durch die 
öffentliche Hand nachhaltig 
abzusichern. Sowohl für den 
weiteren Ausbau der Wasser-
kraft, als auch hinsichtlich der 
Gewässerökologie liegen die 
bisherigen Umsetzungen weit 
hinter den Plänen. Insbeson-
dere bei Kraftwerksplanungen 
ist mit einer Verschärfung von 
Zielkonflikten zu rechnen. Es 
braucht daher eine strategische, 
österreichweite Planung, wel-
che sowohl klima-, energie-, 
umwelt- und gesellschaftspoli-
tische Aspekte berücksichtigt. 

Umweltpolitisch geboten 
ist auch eine konsequente 
Abfallpolitik. In Sachen 
Abfallvermeidung (z.B. För-
derung von Mehrweggeträn-
keverpackungen) fehlen noch 
immer wirksame Maßnahmen 
und verbindliche Vorgaben. 
Die kürzlich beschlossene 
AWG-Novelle Verpackungen 
ermöglicht einen grundlegen-
den Systemwandel in Rich-
tung Wettbewerb. Dieser muss 
aber erst im Detail umgesetzt 
werden, damit es zu Entlastun-
gen für die KonsumentInnen 
kommt. £

Politik  

In der Kyoto-Periode 2008 bis 2012 sollte Österreich im Schnitt jährlich nicht mehr als 
68,8 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente an Treibhausgasen (THG) emittieren. Tatsäch-
lich wurden 2011 aber 82,8 Millionen Tonnen Treibhausgase emittiert – ein Anstieg um 
sechs Prozent gegenüber dem Kyoto-Basisjahr. Das Einzige, was die Bilanz ein wenig 
verbessert, ist der leichte Rückgang an Emissionen aufgrund der Wirtschaftskrise. 
Problematisch bei den bestehenden Instrumenten der Klimapolitik (Klimaschutzgesetz, 
Klima- und Energiefonds) ist vor allem, dass sie sich einer fundierten Evaluierung ent-
ziehen und verteilungspolitische Aspekte zur Gänze vernachlässigen.
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Böden erfüllen vielfältige Funktionen 
für das Leben auf unserer Erde. 
Warum aber gehen wir dann so sorg-
los damit um, fragt Lukas Strahlhofer 
und analysiert die Voraussetzungen 
und Maßnahmen, die nötig sind, um 
den Boden als Wohlstandsgrundlage 
zu erhalten.

Die Urbanisierung schreitet voran. 
Böden für Wohnen und Erholung sind 
im städtischen Bereich nur begrenzt 
verfügbar. Christian Pichler unter-
sucht die Erfordernisse und Möglich-
keiten einer Stadtentwicklungspolitik, 
die städtische Lebensqualität erhal-
ten will.

Iris Strutzmann zeigt auf, dass nur 
bei entsprechender Nutzung bzw. 
Bewirtschaftungsqualität Böden trotz 
wachsender Weltbevölkerung auch 
künftig ihre wichtige Funktion des 
Klima- und Wasserschutzes sowie 
als Nahrungs- und Energielieferant 
erfüllen können.

Bodenschatz �  Seite 14 Bodenverbrauch    �Seite 18 Bodennutzung� Seite 21

Schwerpunkt  
knapper boden
Böden sind Lebensgrundlage und Lebensraum. Doch die Ressource Boden ist nur 

beschränkt verfügbar. Sorgsamer Umgang mit dem Boden ist nötig, sonst sind 

Nutzungskonflikte, Verarmung von Mensch und Natur vorprogrammiert.  



öden sind Lebensgrundlage 
und Lebensraum für Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Bodenorga-

nismen. Nach unten durch festes oder lo-
ckeres Gestein und nach oben durch eine 
Vegetationsdecke sowie die Atmosphä-
re begrenzt, leisten sie einen Großteil der 
stofflichen Umbau- und Abbauprozesse 
im Naturhaushalt. Böden dienen auch 
als wichtige Filter, Puffer und Speicher 
für den Wasser- und Stoffhaushalt: Nach 
den Weltmeeren sind sie der zweitgrößte 
Kohlenstoffspeicher der Biosphäre und 
daher von entscheidender Bedeutung für 
den globalen CO2-Haushalt. Ein Quad-
ratmeter organischer Boden ist zudem 
in der Lage, Wasser bis zur fünffachen 
Menge des eigenen Gewichts aufzuneh-
men – und hat daher eine wichtige Rolle 
im Schutz vor Überflutungen. Für uns 
Menschen sind Böden darüber hinaus 
eine wichtige Grundlage wirtschaft-
licher Entwicklung und materiellen 
Wohlstands: Sie sind Basis der Entwick-
lung von Städten, Dörfern, Gewerbe-
gebieten und Verkehrsinfrastrukturen, 
dienen als Lagerstätten für Bodenschät-
ze und Energiequellen, sind Grundlage 
der gesamten Land- und Forstwirtschaft 
und nicht zuletzt bewahrendes Archiv 
der Natur- und Kulturgeschichte. Böden 
stellen allerdings auch begrenzte Res-
sourcen dar, die durch die vielen Formen 
von Belastungen durch uns Menschen 
irreversibel verbraucht beziehungswei-
se zerstört werden. In Mitteleuropa be-

nötigt die natürliche Neubildung einer 
fünfzig Zentimeter tiefen Bodenschicht 
rund 10.000 Jahre. 

Umkämpfte Ressource
Die begrenzte Verfügbarkeit von 

Böden führte schon immer zu verschie-
densten, meist sehr emotional geführten 
Nutzungskonflikten bis hin zu kriege-
rischen Handlungen. Zweifellos eine 
Form des dauerhaft ausschließenden 
Wettbewerbs stellt dabei die klassische 
Nutzung als Siedlungsflächen oder be-
festigte Verkehrsflächen dar, weil hier-
bei alle weiteren, oben genannten Funk-
tionen von Böden für mehrere Genera-
tionen (irreversibel) ausgeschaltet wer-
den. Daneben gibt es aber auch (agrar)
ökonomische, ökologische sowie sozi-
ale Konflikte hinsichtlich verschiedener 
Formen der Bodenbewirtschaftung, da 
diese die einzelnen Bodenfunktionen 
ebenfalls ungleich bis konträr beeinflus-
sen. Lebhafte Beispiele solcher Aus-
einandersetzungen aus aller Welt sind 
Ackerbau versus Weidewirtschaft (z.B. 
in Darfur), Genmais versus konventi-
onelle Sorten, Landwirtschaft versus 
ökologische Ausgleichsflächen sowie 
Nahrungsmittel versus Energiepflan-
zen. Und wenn es auch hierzulande so 
manche gern verleugnen: Angesichts 
der globalisierten Welt, in der wir heute 
leben, gilt für viele dieser Bewirtschaf-
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MSc ist Wasserwirtschafter, 
Umweltmanager und Mitarbeiter 
der Abteilung Umwelt & Verkehr 
in der AK Wien.
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Schwerpunkt
knapper Boden

Der Boden unseres 
Wohlstands
B

 www.ak-umwelt.at

Wir messen den Wert des Bodens oft in Geld. Wir können seinen 

Wert auch in Hektar ausdrücken. Aber ist der Boden nicht viel 

mehr als die Summe seiner Bestandteile und seiner örtlichen 

Lage – die Grundlage unseres gesamten Wohlstands? Warum 

gehen wir dann so leichtfertig damit um?  �VON Lukas Strahlhofer*

Zusammenfassung:

Böden erfüllen vielfältige 
Funktionen für das Leben 
auf unserem Planeten. 
Für uns Menschen ist 
Boden überdies eine 
Basis wirtschaftlicher Ent-
wicklung und materiellen 
Wohlstands. Als begrenzte 
Ressource unter beschleu-
nigter Verknappung steht 
er aber zunehmend im 
Zentrum unterschiedlichs-
ter Nutzungskonflikte, 
deren Lösung eine 
gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe darstellt. Welchen 
Weg schlagen wir ein?

 www.ak-umwelt.atSeite 14  Wirtschaft & Umwelt  3/2013



ie kleine Pazifikinsel Nauru 
wurde in den 1970er Jahren (ge-
messen am BIP pro Einwohner) 

innerhalb weniger Jahre nach Saudi-
Arabien das zweitreichste Land der Erde. 
Vormals überwiegend einfache Fischer 
und landwirtschaftliche Selbstversorger,  
waren die damals rund 8.000 Einwohner
Innen plötzlich fast alle Dollar-Millionäre. 
Der schnelle Reichtum Naurus basierte 
jedoch nicht etwa auf Erdöl, sondern auf 
dem Boden der Insel, welcher aufgrund 
seines äußerst hohen Phosphatanteils 
schon seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
einen weltweit begehrten Grundstoff 
in der Düngemittelindustrie darstellte. 
Der Wohlstand Naurus selbst hielt aber 
erst nach der Unabhängigkeit von der 
Kolonialmacht Australien in den 1970ern 
Einzug; es wurden Schulen gebaut und 
eine kostenlose Gesundheitsversorgung 
für alle geschaffen. Die mit der „grünen 
Revolution“ in der Landwirtschaft 
einhergehenden Preisanstiege für 
Phosphat machten aber stetig Lust nach 
noch mehr und verleiteten dazu, immer 
mehr des fruchtbaren Bodens der Insel 

abzutragen. Denn warum sollte man 
darauf noch weiterhin selbst Ackerbau 
und Forstwirtschaft betreiben, wenn 
man sich vom Abbau problemlos den 
Import von Gourmetkost und Luxusarti-
keln leisten konnte? Schließlich leistete 
sich der Kleinstaat sogar eine eigene 
Fluggesellschaft wie 
auch Reederei und 
gewährte weitgehende 
Steuerfreiheiten – was 
die Insel zusätzlich 
interessant für dubiose 
internationale Finanz-
geschäfte machte. 
Diese wollte die Re-
gierung Naurus auch 
dazu nutzen, die finanziellen Erträge 
möglichst gewinnbringend für die Zeit 
nach dem Ende des Phosphatabbaus 
um die Jahrtausendwende zu veranla-
gen. Heute ist von all dem materiellen 
Wohlstand jedoch weniger übrig als 
jemals zuvor – das gesamte Geld wurde 
aufgrund von Korruption, Misswirtschaft 
und riskanter Finanzgeschäfte noch 
schneller verspielt als der Boden der 

Insel zuvor abgebaut. Nauru fiel auf 
den Status eines Entwicklungslandes 
zurück – und ist nun zusätzlich mangels 
noch bestehender Möglichkeiten für eine 
eigene Landwirtschaft auch völlig von 
Lebensmittelimporten aus tausenden 
Kilometern Entfernung abhängig. Ein 

verzweifelter Versuch 
der Renaturierung mit 
importiertem Humus 
musste aufgrund der 
großen Fläche wieder 
aufgegeben werden. 
Was heute bleibt, ist ein 
lediglich 150 bis 300 
Meter breiter bewohn-
barer Küstenstreifen vor 

einer weitgehend öden Mondlandschaft 
aus Korallenresten und ein australisches 
Internierungslager für Flüchtlinge als 
wichtigste Staatseinnahme. Nauru ist 
sicherlich historisch und lokal bedingt 
ein Extrembeispiel. Als Mikrokosmos 
macht es aber zeitlich komprimiert 
doch sehr deutlich, wohin mangelndes 
Bewusstsein über den eigentlichen Wert 
von Boden führen kann.

Folgen extremer Bodenausbeutung

Nauru – Ferne Insel als mahnendes Beispiel 

D

Boden ist eine umkämpfte Ressource: Wohnraum, Erholung, Mobilität ...  
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Das Problem dabei liegt wieder einmal 
im Föderalismus. Während man etwa 
im nicht so kleinen Deutschland den 
Bodenschutz durch ein bundesweites 
Gesetz regelt, ist man in Österreich wei-
terhin fest davon überzeugt, dass bur-
genländische Böden rein gar nichts mit 
steirischen Böden und schon überhaupt 
nichts mit niederösterreichischen Böden 
gemein haben, was eine einheitliche Re-
gelung verhindert. Das vorherrschende 
Kompetenz-Wirrwarr, verschiedene  
Länder-Bodenschutzgesetze sowie eine 
Vielzahl weiterer bodenschutzrechtli-
cher Regelungen  schwächen effektiven 
Bodenschutz.

Das Problem der unterschiedlichen 
Zuständigkeiten besteht aber auch in an-
deren EU-Ländern. Zur Lösung legte die 
EU-Kommission 2007 einen Vorschlag 
zu einer einheitlichen EU-Bodenschutz-
richtlinie vor. Auch wenn dieser das 
Problem der Bodenversiegelung auf-
grund der subsidiären Zuständigkeiten 
durch die Raumordnung leider weitge-
hend ausgesparte, so sah der von der AK 
unterstützte Entwurf der Kommission 
dennoch vor, Prioritätsgebiete des Bo-
denschutzes auszuweisen und eine Basis 
für konkrete Maßnahmen, ein Meldesys-
tem an die EU sowie einen Rahmen für 
Sanktionen zu schaffen. Großbritannien, 
Frankreich, Deutschland, die Niederlan-
de und Österreich (nach Beschluss der 
Bundesländerkonferenz) lehnten den 
Vorschlag allerdings letztlich ab. „Zu 
aufwendig, zu teuer, zu bürokratisch, 
unnötig“, argumentierten die vehemen-
testen Gegner – die Agrarlobbys der 
Länder. Ob hier nicht doch viel eher die 
Angst vor mehr dahinter steckte? Denn 

tungskonflikte zusätzlich das Prob-
lem „indirekte Landnutzungsänderung“ 
in Betracht zu ziehen. Paradebeispiel 
hierfür ist die weltweite Biotreibstoff-
produktion, die immer mehr Anbau-
flächen für Lebensmittel in ökologisch 
sensible Gebiete wie Regenwälder ver-
drängt. 

Bodenverbrauch
Am anschaulichsten zeigt sich Bo-

denverbrauch in Österreich an der ra-
sant voranschreitenden Flächenversie-
gelung. Bis vor einigen Jahrzehnten war 
noch der Kirchturm, eine Burg, eventu-
ell auch ein Schornstein oder Getreidesi-
lo der markanteste Blickfang vieler Ort-
schaften. Heute wird man hingegen von 
der stolzen Marktgemeinde aufwärts 
bereits an den extravaganten Kreisver-
kehren der Ortseinfahrt von überdi-
mensionalen, nachts romantisch gelb 
beleuchteten Einkaufssackerln, noch 
gigantischeren roten Stühlen, kurvigen 
M’s und Co. eingeladen, doch gleich 
ins neue „Geschäfts- und Kommunika-
tionszentrum“ der Region – der impo-
santen Shopping-Mall auf der vormals 
grünen Wiese – zu kommen: Parkplätze 
für Hundertschaften und alle westlichen 
Markentrends garantiert. Entschließt 
man sich dann doch, den „historischen“ 
Ortskern zu besuchen, wähnt man sich 
häufig in einem Freilichtmuseum inklu-
sive „Übriggebliebener“ als Protagonis-
ten meist älteren Semesters. Wer von 
den jungen BewohnerInnen keine An-
stellung im Gewerbegebiet am Ortsein-
gang gefunden hat, sucht mangels Al-
ternativen sein Glück am Arbeitsmarkt 
längst in den größeren Ballungszentren. 

Umgekehrt verweisen aktuelle Ju-
gendstudien darauf, dass sich immer 
mehr junge Menschen in den Städten 
nach einem (Einfamilien-)Haus im vor-

zugsweise stadtnahen, da arbeitsnahen 
Grünen sehnen. Gerade in Hinblick auf 
den Mangel an für Jungfamilien geeig-
netem, leistbarem Wohnraum in den 
Zentren ist dies ein sehr nachvollzieh-
barer Wunsch. Wachsen nun aber die 
Speckgürtel aufgrund der anhaltenden 
Suche nach günstigem Bauland immer 
mehr in die Breite, kommen zusätzliche 
Kosten für öffentliche Infrastrukturen 
hinzu. Dabei werden auch die Rufe nach 
den Umfahrungen der Umfahrungsstra-
ßen noch länger nicht verhallen. Wenn 
für das freie Auge nicht unbedingt so 
sichtbar wie die Bodenversiegelung, 
so tragen jedoch auch andere Bereiche 
kräftig zu anhaltendem Verlust und 
dauerhafter Zerstörung von Böden bei. 
Hierzu zählen die (diffuse) Kontami-
nation mit Schwermetallen aus der In-
dustrie sowie Pestiziden und Düngern 
aus der Landwirtschaft, tief reichende 
(irreversible) Bodenverdichtung mit 
schweren Landmaschinen, oder groß-
flächige Bodenerosion aufgrund nicht 
standortgerechter Bodenkultivierung. 
Zusammengefasst zeigt sich, dass Bo-
denverlust ein gesamtgesellschaftliches 
Problem und Bodenschutz somit eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. 

Bodenschutz
Als Verbindung zwischen Wasser, 

Luft und Erde ist Boden eine Quer-
schnittmaterie, die von verschiede-
nen gesetzlichen Regelungen (auch je 
nach Bodentyp) in unterschiedlichem 
Ausmaß unter Schutz gestellt wird. 
Eigentlich wäre Bodenschutz hierzu-
lande sogar bereits seit 1984 als Teil 
des umfassenden Umweltschutzes ver-
fassungsrechtlich verankert (BGBl Nr. 
491/1984). 

Mit Ausnahme von Waldböden – die 
flächendeckend durch das Forstgesetz 
auf Bundesebene geschützt sind – ver-
deutlicht die in allen anderen Bereichen 
anhaltende Situation leichtfertigen Bo-
denverbrauchs jedoch wieder einmal, 
wie rechtlich zahnlos Verfassungsbe-
stimmungen in Österreich sein können. 

Irreversibilität
Darunter versteht man die Unumkehrbarkeit von 
Veränderungen für einen Mindestzeitraum von 100 
Jahren. Irreversible Bodenveränderungen sind  
Versiegelung, Rohstoffabbau, Erosion, Schwermetall-
belastung, massive Bodenverdichtung. 

Bodenversiegelung
Laut Umweltbundesamt werden in Österreich 
täglich 7 Hektar Boden (10 Fußballfelder) mit Ge-
bäuden und Straßen verbaut. Inklusive Sport- und 
Abbauflächen beträgt der Verlust an biologisch 
produktiver Fläche sogar 22 Hektar täglich.

Verborgenes Leben
Ein Hektar natürlicher Boden von 30 Zentime-
tern Tiefe beherbergt rund 25 Tonnen Lebewe-
sen (Bakterien, Pilze, Würmer, Kriechtiere). In 
Masse gibt es hier somit vielfach mehr Leben 
als auf der Landoberfläche.

 www.ak-umwelt.at

Eigenverantwortung
Wissenschaftliche Schätzungen gehen in 
Österreich von 380.000 Hektar erosions-
gefährdeten Landwirtschaftsflächen aus, 
das sind rund acht Prozent der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche. Der potentielle 
Bodenabtrag beträgt dabei etwa 8 Millionen 
Tonnen Feinboden sowie 160.000 Tonnen 
organische Substanz pro Jahr. Hauptursachen: 
Nicht standortgeeignete Bewirtschaftung und 
fehlender Erosionsschutz.
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eigentlich hätte besonders Österreich 
mit Blick auf den sehr hohen Anteil 
an biologisch – und hierbei bodenver-
träglich – bewirtschafteter Agrarfläche 
(18 Prozent), ein bereits bestehendes 
bundesweites Altlastensanierungsge-
setz sowie bereits teils umfangreiche 
Bodendatenbestände, insgesamt gute 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Umsetzung der Richtlinie. Bis es aber 
zu einem neuen Anlauf von EU-Seite 
kommt, bleibt derzeit nur, auf nationa-
ler Ebene die Lücken in den vielfältigen 
bodenschutzrelevanten Regelungen zu 
flicken und dabei weichen Formulie-
rungen wie „sparsame und schonen-
de“ Bodennutzung endlich Substanz 
und der übergeordneten Raumordnung 
endlich Zähne zu geben. 

Auf der Ebene konkreter Maßnah-
men wären unter anderem verbesserte 
Rahmenbedingungen für die Revitali-
sierung von brachliegenden Industrie- 
und Gewerbeflächen zu schaffen sowie 
das Förderregime zugunsten des Baus 
und der thermischen Sanierung auch 
mehrgeschoßiger (Miet-)Wohnungen 
zu ändern. Allgemein gilt, bei allen 
Verwaltungsbehörden die Sensibilität 
für den Bodenschutz zu erhöhen. Denn 
wenn wir heute nicht handeln, ziehen 
uns ein engstirniger Föderalismus im 
Kleinen und eine zu oft zuerst an den 
globalen Märkten statt an lokalen (Bo-
den-)Standortgegebenheiten orientierte 
(Land-)Wirtschaftspolitik im Großen, 
gemeinsam den  Boden unter den Füßen 
weg. £

Im Zuge der Ausarbeitung ihrer 
„Thematischen Strategie zu 
Bodenschutz“ identifizierte die 
Europäische Kommission 2002 
folgende acht – auch in Wechsel-
wirkung stehende – Hauptgefahren 
für die Böden innerhalb der EU:

 1. �Erosion durch Wind  
und Wasser

2.� Rückgang der organischen 
Substanz durch industrielle 
land- und forstwirtschaftliche 
Praktiken wie beispielsweise 
Monokulturen

3.� Lokale und diffuse Bodenkon-
tamination mit Schadstoffen 
aus Abfallentsorgung, Industrie, 
Verkehr und Landwirtschaft

4. �Bodenversiegelung durch Ge-
bäude- und Verkehrswegebau

5. �Bodenverdichtung durch 
schwere Landmaschinen, Über-
weidung und teils auch Wander- 
und Schitourismus

6. �Rückgang der biologischen 
Vielfalt im Boden durch den 
Verlust organischer Substanz 
und den intensiven Einsatz von 
Herbiziden und Pestiziden

7. �Versalzung durch Eindringen 
von Meerwasser nach übermä-
ßiger Entnahme von Grundwas-
ser in niederschlagsarmen, küs-
tennahen Gebieten, aber auch 
durch winterliche Salzstreuung 

8. �Überschwemmungen und Erd-
rutsche durch nicht standortge-
rechte Flächenbewirtschaftung 
sowie in Folge von großflächiger 
Verdichtung und Versiegelung 

Bodenerhalt

Acht Gefahren

Schwerpunkt

Speicherwunder 
Die große Bedeutung von Boden als Speicher von 
Wasser sowie Nähr- und Schadstoffen beruht auf 
der enormen spezifischen Oberfläche einzelner 
Bodenbestandteile von bis zu 1000 Quadratme-
tern je Gramm. 

Schiefergas
Neben der vieldiskutierten Gefahr der Verschmut-
zung von Grundwasser und Boden durch die 
Schiefergasförderung ist eines schon sicher: Die 
Bodenversiegelung ist dabei von 1 Hektar pro 
Bohrloch zur Oberfläche vergleichsweise groß.
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Wenn man schon von Leistungsträgern 
spricht, dann aber von echten: Boden
organismen zum Beispiel. 



Die Stadtregionen Österreichs werden in den nächsten Jahren 

deutlich wachsen, am stärksten Wien und sein Umland. Bis 

2030 müssen für den Bevölkerungszuwachs nicht nur Wohn-

bauten errichtet werden. Will man die städtische Lebensqualität 

halten, sind daneben auch große Investitionen in die soziale und 

technische Infrastruktur notwendig.   	  � Von Christian Pichler*

sterreich wächst. Gemäß den 
aktuellen Bevölkerungsprog-
nosen wird die österreichische 

Bevölkerung in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten deutlich steigen. Dies 
jedoch nicht gleich verteilt über das ge-
samte Bundesgebiet, sondern mit star-
ker Fokussierung auf städtische Agglo-
merationsbereiche. Das heißt, Landes-
hauptstädte und ihre Umlandbereiche, 
die sogenannten Speckgürtel, boomen. 
Ländliche, strukturschwache Regionen 
müssen teils deutliche Bevölkerungs-
rückgänge bewältigen. Diese Entwick-
lung, die für alle Bundesländer mit Aus-
nahme von Kärnten vorhergesagt wird, 
wird besonders deutlich und ausgeprägt 
für Wien und die gesamte Ostregion pro-
gnostiziert.

Wien wächst
Nach langen Jahren der Stagnation 

wächst Wien seit dem Jahr 2000 wieder 
um mehr als 15.000 Einwohner pro Jahr. 
Neueste Prognosen lassen erwarten, 
dass Wien bereits im Jahre 2030 wieder 
die Zwei-Millionen-Einwohner-Grenze 
überschreiten könnte. Das würde ein 
Mehr an Wohnbevölkerung in der Grö-
ße von Graz (ca. 270.000) bedeuten. Zu-
letzt hatte Wien nach 1900 solch hohe 
Bevölkerungszahlen gehabt. 

Graz steht für diese Einwohnerzahl 
eine Fläche von rund 125 km2 zur Ver-
fügung. Das Wiener Stadtgebiet mit 

seinen rund 415 km2 wird hingegen un-
verändert bleiben. Das heißt, zentrale 
Herausforderungen für die zukünftige 
städtische Entwicklung sind die Fragen: 
Wo und wie wird dieses Wachstum statt-
finden? Welche Reaktionsmöglichkei-
ten ergeben sich für die Stadt? Ist dieses 
Wachstum überhaupt auf dem vorhan-
denen Stadtgebiet abdeckbar?  

Ungleichverteilung
Die Stadtstruktur Wiens ist charak-

terisiert durch ein zumindest statistisch 
ausgewogenes Verhältnis zwischen be-
bauten Flächen und Verkehrsflächen 
einerseits und Grün- und Wasserflächen 
andererseits. Die Detailbetrachtung der 
Bezirke macht aber eines sehr deutlich: 
Rahmenbedingungen und Ausgangsla-
gen sind nicht überall gleich. 

Der größte Wiener Gemeindebezirk, 
die Donaustadt, weist einen Grünflä-
chen- und Gewässeranteil von mehr als 
55 Prozent auf. Nur etwas mehr als ein 
Viertel der Bezirksfläche ist verbaut. Im 
Gegensatz dazu werden Bezirke inner-
halb des Gürtels – wie etwa Mariahilf, 
Neubau und die Josefstadt – durch eine 
dichte Bebauung geprägt. Die Grünflä-
chenanteile in diesen Bezirken liegen 
etwa nur bei rund zwei Prozent. 

Trotzdem verfügt z. B. Mariahilf mit 
elf öffentlichen Gärten, Parks und Spiel-
plätzen über eine ansprechende Versor-
gung mit nutzbaren Freiflächen, die bei 
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*DI Christian Pichler ist Raumplaner 
und Mitarbeiter der Abteilung 
Kommunalpoliitik der AK Wien

Bodenpolitik im 
städtischen Bereich
Ö
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Zusammenfassung:

Das Bevölkerungswachs-
tum stellt Stadtregionen 
vor große Herausforde-
rungen. Nur Stadtent-
wicklung auf der grünen 
Wiese zu betreiben, wird 
zu wenig sein. Künftige 
Stadtentwicklung muss 
das Missverhältnis zwi-
schen Baulandbedarf und 
verwertbaren Bauland-
flächen vermeiden. Neue 
Instrumente der Bauland-
mobilisierung und die Ent-
wicklung von Strategien 
der Nachverdichtung 
bestehender Strukturen 
sind nötig.

Schwerpunkt
knapper Boden
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Das größte Stadtentwicklungsge-
biet Wiens, das Flugfeld Aspern, 
verfügt über rund 240 Hektar 
Flächenpotenzial. Im Endausbau 
sollen hier 20.000 Menschen 
wohnen und in etwa gleich viele 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Infrastrukturelle Vorleistungen wie 
etwa die Verlängerung der U-Bahn 
sind bereits fertiggestellt. Erste 
Wohnbauten sind im Entstehen. 
Trotz all dieser ambitionierten Ziele 
wird aber eines deutlich: Bei einem 
jährlichen Bevöl-
kerungszuwachs 
von über 15.000 
Personen reicht 
die Fläche von 
Aspern nur, um 
den prognosti-
zierten Wohn-
baulandbedarf 
für etwas mehr 
als ein Jahr 
abzudecken. 

Stadtentwicklung Wien

Flugfeld
Aspern

Parkanlagen in Wien 
Parkanlagen nach Bezirken, die Bedeutung von 
Parknamen und die Liste der Naherholungsgebiete 
finden sich unter: www.wien.gv.at/umwelt/parks/
anlagen/index.html

Stadtteil Hauptbahnhof
Vom Süd- und Ostbahnhof zu einem neuen Stadtteil 
mit Hauptbahnhof – mehr Informationen dazu unter: 
www.hauptbahnhof-wien.at/

Seestadt Aspern
Ausführliche Projektinformationen   
zum neuen Stadteil auf dem ehemaligen  
Flugfeld Aspern gibt es unter:  
www.aspern-seestadt.at/

Betrachtung der statistischen Kennzah-
len so nicht erwartbar wäre. Daran zeigt 
sich aber auch deutlich: Qualität, Aus-
stattung und Optimierung für die Nut-
zerInnen ist hier oftmals wichtiger als 
Quantitäten in der Fläche.

Um den Baulandbedarf abzudecken, 
wurden seit den 1990er Jahren seitens 
der Stadt verstärkt Umwidmungspoten-
ziale großer zusammenhängender Flä-
chen genutzt, deren Umwidmung auf-
grund geänderter wirtschaftlicher oder 
verkehrstechnischer Rahmenbedingun-
gen möglich wurde. Betroffen davon 
waren große, ursprünglich betrieblich 
genutzte Bereiche wie z.B. das Schlacht-
hofgelände, vormals ausschließlich 
verkehrstechnisch genutzte Bereiche 
wie Bahnhofsareale mit Rangier- und  
Logistikflächen, sowie überwiegend 
landwirtschaftlich genutzte Bereiche 
wie z. B. ehemalige Gärtnereien.

Viele der großen zusammenhängen-
den städtischen Flächen mit Entwick-
lungspotenzial wurden deshalb in den 

letzten Jahren und Jahrzehnten bereits 
umgewidmet und befinden sich zum Teil 
bereits in Realisierung und Entwicklung 
bzw. wurden bereits entwickelt und ei-
ner neuen Nutzung zugeführt. Daneben 
schränken Mobilisierungsprobleme aus 
Sicht der Stadtentwicklung sinnvolle 
Entwicklungsmöglichkeiten ein. So ge-
lang es der Stadt Wien z. B. im Bereich 
Rothneusiedl nicht, die für eine gesamt-
hafte Entwicklung des Gebietes notwen-
digen Flächen zu erwerben.

Begrenztes Potenzial
Das Umwidmungspotenzial von 

großen, zusammenhängenden Entwick-
lungsgebieten wird deshalb – von eini-
gen Flächen (z.B. Kasernenareale) abge-
sehen – in Zukunft deutlich abnehmen. 
Die Reaktionsmöglichkeiten der Stadt 
werden sich in Richtung kleinteiligerer 
Projekte verschieben. Mit den derzeit 
von der Stadt definierten Entwicklungs-
flächen kann selbst bei vollständiger 

In der Stadtentwicklung spiegeln sich die verschiedenen Nutzungskonflikte.  

Stadtentwicklung muss ein Missverhältnis 
zwischen Baulandbedarf und verfügbaren 
Baulandflächen vermeiden.



fügbarkeit für den geförderten Wohnbau 
unterstützt werden. Denn schon jetzt 
steht der Verwertung von potenziell 
sinnvollen Stadterweiterungsflächen oft 
eine mangelnde Verfügbarkeit entgegen. 
Letztlich geht es neben der Lokalisie-
rung und Verwertung von unbebauten 
Flächen wie z. B. Baulücken nicht zu-
letzt auch um die Frage der Nachver-
dichtung bestehender Baulichkeiten 
und ihrer Adaptierung. Aufstockung, 
Dachgeschoßausbau und Ergänzung 
der baulichen Strukturen sind einige der 
Reaktionsmöglichkeiten. Verschiedene 
Stadtgebietstypen eröffnen dabei unter-
schiedliche Reaktions- und Handlungs-
möglichkeiten.

Lebensqualität ausbauen
Verdichtungspotenziale in gut mit In-

frastruktur versorgten Gebieten zu loka-
lisieren und verfügbar zu machen kann 
auch mithelfen, die Kosten für die öffent-
liche Hand gering zu halten. Eine besse-
re Auslastung bestehender Infrastruktur 
kann hierfür einen wichtigen Beitrag 
leisten. Klar ist jedoch auch: Je dichter 
eine Stadt ist, desto mehr Qualität muss 
es im öffentlichen und im privaten Raum 
geben und umso größer ist die Verant-
wortung städtischer Planung. Erreichbar 
wird dies nur durch eine Betrachtung, 
die über Einzelprojekte hinausgeht und 
Auswirkungen und Einschränkungen 
aus Sicht des Stadtteils beurteilt sowie 
die Interessen der Anrainerbevölke-
rung bzw. bestehender Nutzungen aus-
reichend berücksichtigt. Nur so kann 
verhindert werden, dass kleinteilige 
bauliche Ergänzungsmaßnahmen nega-
tive Auswirkungen auf den Bestand und 
seine NutzerInnen haben. Ziel muss eine 
lebenswerte städtische Struktur sein.

Ob die bereits definierten neuen 
Stadtentwicklungsflächen und zeitlichen 
Planungsvorgaben ausreichen, um den 
Bedarf abzudecken, wird die tatsächli-
che Bevölkerungsentwicklung zeigen. 
Jedenfalls wird die Mobilisierung eines 
Vielfachen der Fläche des Flugfelds As-
pern eine herausfordernde stadtentwick-
lungspolitische Aufgabe. £
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AK Stadt
Die Zeitschrift der Abteilung Kommunalpolitik AK Stadt. 
Online durchblättern oder Download unter
http://wien.arbeiterkammer.at/service/zeitschriften/
akstadt/index.html

Bevölkerungsentwicklung
Wer es ganz genau wissen will, wie es in Öster-
reich weitergeht: www.statistik.at/web_de/statis-
tiken/bevoelkerung/demographische_prognosen/
bevoelkerungsprognosen/index.html

Bevölkerungsvergleich   
Bevölkerungsdichte in Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz. Mehr Infos unter:
http://de.wikipedia.org/wiki/
Bev%C3%B6lkerungsdichte
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Schwerpunkt

Realisierung der erforderliche Bedarf 
im besten Fall für das nächste Jahrzehnt 
abgedeckt werden. Das heißt: Unter 
gleichbleibenden stadtentwicklungs-
politischen Rahmenbedingungen wird 
in wenigen Jahren die für das prognos-
tizierte Bevölkerungswachstum not-
wendige Baulandreserve nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Ein Missverhältnis 
zwischen Baulandbedarf und verfügba-
ren Baulandflächen zu vermeiden, muss 
aber oberstes Ziel der Stadtentwicklung 
bleiben. 

Nicht zuletzt auch deshalb, weil städ-
tische Qualität nicht nur Vorsorge und 
Abdeckung des erforderlichen Wohn-
raumbedarfs bedeutet. Für eine funkti-
onierende, qualitativ hochwertige städ-
tische Struktur bedarf es auch der Be-
reitstellung der erforderlichen sozialen 
Infrastruktur wie Schulen und Gesund-
heitseinrichtungen, adäquater Arbeits-
plätze, der Anbindung mit hochwertigen 

öffentlichen Verkehrsmitteln sowie der 
Vorsorge eines qualitativ hochwertigen 
öffentlichen Raumes. 

Auf den Raum zwischen den Nut-
zungen – den öffentlichen Raum – muss 
besonderes Augenmerk gelegt werden. 
Denn er ist es, der städtische Qualität 
maßgeblich mit beeinflusst und städti-
sche Interaktion fördert und unterstützt 
bzw. verhindert.

Baulandmobilisierung
Zur Abdeckung des Baulandbedarfs 

wird es unumgänglich sein, auf neue 
– jetzt noch nicht definierte – Flächen 
zuzugreifen und diese zu mobilisieren. 
Hierfür wird es auch erforderlich sein, 
Werkzeuge zur Baulandmobilisierung 
in das Bau- und Bodenrecht der Stadt zu 
implementieren. So z. B. könnte durch 
die Einführung einer Widmungskatego-
rie „Sozialer Wohnbau“ die Flächenver-

➔

*

Nutzungsklassen Wien 2012  

Wien gesamt Wien 22. Bezirk Wien 8. Bezirk

Baufläche

Grünfläche

Gewässer

Verkehrsfläche45,59% 55,73%
70%

35,39% 26,41% 28,07%4,65% 9,20%

1,83%

8,67%
14,38%



Schwerpunkt
knapper Boden

www.arbeiterkammer.at Wirtschaft & Umwelt  3/2013   Seite 21

in gesunder Boden und ein ge-
sundes Bodenleben sind für die 
Landbewirtschaftung unerläss-

lich. Er bildet die Basis, um die Bedürf-
nisse der Menschen nach Nahrung und 
Energie abzudecken. 

Nach Schätzungen von europäischen 
BodenexpertInnen sind zwölf Prozent 
des gesamten europäischen Festlands 
von Wassererosion betroffen, 50 Prozent 
sind mäßig bis stark aufgrund von Ver-
dichtungen gefährdet und neun Prozent 
der Bodenfläche sind versiegelt. Insbe-
sondere Siedlungserweiterungen können 

zum Verlust besonders ertragreicher Bö-
den führen. 

Böden spielen in der Klimaschutzthe-
matik eine wesentliche Rolle. Sie können 
über den Eintrag pflanzlicher Biomasse 
Kohlenstoffdioxid aus der Atmosphäre 
in Humus fixieren. Das Potenzial von 
Böden, langfristig Kohlenstoff zu spei-
chern, ist allerdings begrenzt und hängt 
neben natürlichen Faktoren wie Tempe-
ratur und Feuchtigkeit vor allem von der 
Bodenbewirtschaftung und der Landnut-
zung ab. So können Böden durch eine 

Landwirtschaft
und Boden
E Zusammenfassung 

Der Boden reguliert wichtige 
Kreisläufe, ist Grundlage für die 
Produktion von Lebens- und 
Futtermitteln und Rohstoff für 
Energie. Eine gute Bodenqualität 
in ausreichendem Ausmaß ist 
notwendig, um all diese Funk-
tionen nachhaltig zu erfüllen. 
Dies führt zu Nutzungsdruck und 
-konflikten. 

weiter auf Seite 22 ➔

Bis zum Jahr 2050 sind weltweit rund neun Milliarden Men-

schen zu ernähren. Mit dieser Anforderung steigt der Nut-

zungsdruck auf den Boden. Gefährdungen für den Boden 

gehen von Bodenverunreinigungen, Erosion, Verdichtung, Kli-

mawandel und Flächenverbrauch aus.� Von Iris Strutzmann*



nicht nachhaltige Bewirtschaftung 
Treibhausgase in die Luft abgeben. Da-
bei können Kohlenstoffdioxid (CO2),  
Methan und Lachgas entstehen. Insbe-
sondere Lachgas – aber auch Methan 
– haben eine viel stärkere Treibhauswir-
kung als CO2. 

Lebendige und gut durchlüftete Bö-
den nehmen Methan aus der Atmosphäre 
auf und bauen es ab. Dem steht die Me-
thanerzeugung durch Wirtschaftsdünger 
entgegen. Stallmist erzeugt viel weniger 
neues Methan als beispielsweise Gülle. 
Lachgas (N2O) entsteht, wenn im Boden 
Sauerstoffmangel herrscht. Je größer die 
Stickstoffmengen und -konzentrationen 
sind, die durch Dünger eingebracht wer-
den, desto mehr Lachgas kann entstehen. 
Daher wird von ExpertInnen empfohlen,  
hohe Konzentrationen von mineralisch 
chemischem Stickstoff zu vermeiden, um 
eine gute natürliche Luftversorgung und 
Wasserleitfähigkeit des Bodens sicherzu-
stellen. 

In Österreich sind ca. 820 Millio-
nen Tonnen Kohlenstoff in den Böden 
gespeichert. Davon entfallen nach den 
Berechnungen des Umweltbundesam-
tes rund 22 Prozent auf Grünlandböden,  
rund zehn Prozent auf Ackerböden und 
rund 60 Prozent auf Waldböden. Laut 
dem 10. Kontrollbericht des Umweltbun-
desamtes wirken sich die angewendeten 
Agrarumwelt-Maßnahmen bislang po-
sitiv auf die Humusdynamik der Böden 
aus. Um die Bodenfunktionen langfris-
tig zu sichern, ist eine Anpassung land-
wirtschaftlicher Förderungen an gezielte 
klimaschutzwirksame Maßnahmen für 
das neue Agrarumweltprogramm ÖPUL 
2014–2020 empfehlenswert.

Wasser, Nährstoffe und Luft werden 
laufend vom Boden gefiltert, verändert, 
gespeichert und abgegeben. Böden haben 
daher eine wichtige Filterfunktion, denn 
sie können auch Schadstoffe filtern, neu
tralisieren und binden. So kann verhindert 

werden, dass Giftstoffe ins Grundwasser 
und damit langfristig ins Trinkwasser ge-
langen. Diese Filterfunktion ist allerdings 
begrenzt. Daher gibt es Belastungen des 
Trinkwassers mit Nitrat und Pestiziden. 
Zudem hat die Struktur des Bodens, ins-
besondere das Porenvolumen, Einfluss 
auf die Wasser- und Luftbewegung im 
Boden, seine Stabilität, Verdichtungsfä-
higkeit und die Durchwurzelung.

Erosion und Verdichtung
In Österreich sind laut Schätzungen 

der Wissenschaft 380.000 Hektar der 
landwirtschaftlichen Flächen erosions-
gefährdet. Dies betrifft insbesondere Bö-
den im Anbau von Körner- und Silomais, 
des Weinbaus und der Zuckerrübe. Bei 
Maisanbau kann mit einem jährlichen 
Bodenabtrag von bis zu 25 Tonnen je 
Hektar gerechnet werden. Maßnahmen 
wie die Begrünung von Ackerflächen 
oder Mulch-Direktsaat können Erosion 
gut vorbeugen. Der biologische Landbau 
bringt grundsätzlich gute Voraussetzun-

Schwerpunkt
knapper Boden

*DI Iris Strutzmann ist Agrarwissenschaf-
terin und Mitarbeiterin in der Abteilung  
Wirtschaftspolitik der AK Wien.
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gen mit, die die Wasser- und auch die 
Winderosion mindern: Es wird beispiels-
weise mit dem Anbau von Kleegras für 
eine gute Bodenbedeckung gesorgt und 
diese versorgt gleichzeitig den Boden mit 
wichtigen Nährstoffen. Aber auch in der 
konventionellen Landwirtschaft ist mit 
der ÖPUL-Maßnahme „Begrünung von 
Ackerflächen“ zunehmend mehr Acker-
fläche im Winter bedeckt und damit vor 
Erosion geschützt.  

Der Einsatz von immer schwereren 
Landmaschinen führt zu einer verstärk-
ten Verdichtung des Bodens. Daher wird 
in der biologischen Landwirtschaft ver-
mehrt eine pfluglose Bewirtschaftung 
ausprobiert. Damit kann der Verdichtung 
des Bodens vorgebeugt werden, insbe-
sondere werden damit aber auch die Hu-
musschicht und die Bodenmikroorganis-
men geschont. 

Der Anbau von Monokulturen und 
der Einsatz von chemisch-synthetischen 
Pestiziden und Stickstoff verhindern ein 
aktives Leben der Bodenmikroorganis-
men. Durch enge Fruchtfolgen oder 

➔

Boden

Ertrag – Einheitswert – Steuern 
Der Boden ist für die Berechnung der Abgabenleistungen in der Landwirt-
schaft wesentlich. Der Bodenertrag bildet in Österreich den Ausgangswert 
für die Berechnung des Einheitswertes. Dieser ist wiederum Grundlage für 
die Berechnung der Abgaben in der Landwirtschaft (z.B. Einkommenssteuer, 
Grunderwerbssteuer, Beiträge zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung, 
etc.). Die Bodenklimazahl bildet eine Wertzahl zwischen 0 und 100 ab, die 
anhand objektiver Kriterien wie Bodenschätzung, Wasserverhältnisse, Ge-
ländeneigung und Klima die natürliche Ertragsfähigkeit eines Betriebes im 
Vergleich zum ertragsfähigsten Standort wiedergibt. Anhand weiterer Para-
meter wie Hektarsätze, Subventionen etc. wird dann die Abgabenleistung 
der Landwirtschaft berechnet. Allerdings ist insbesondere die Berechnung 
der Einkommenssteuer aufgrund eines pauschalierten Systems äußerst un-
gerecht, da sie nicht die tatsächlichen Einkommensverhältnisse in der Land-
wirtschaft widerspiegelt. Zudem ist die Abgabenleistung der Landwirtschaft 
äußerst gering.  
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Monokulturen werden spezifische Erre-
ger der angebauten Kulturen gezüchtet. 
Damit kann sich der Befallsdruck von 
Schädlingen auf die landwirtschaftlichen 
Flächen erhöhen, dem wiederum mit 
dem Einsatz von Pestiziden entgegenge-
wirkt wird. Der monokulturelle Anbau 
von Mais bringt beispielsweise große 
Schwierigkeiten mit dem Schadorganis-
mus Maiszünsler mit sich. Die Larven 
des Maiszünslers bleiben nach der Ernte 
im Boden, überwintern und schädigen 
die Maispflanzen im darauffolgenden 
Jahr. Die Landwirtschaft setzte auf für 
die Bienen schädliche Neonicotinoide, 
die als Beizmittel für Maissaatgut zur 
Bekämpfung des Maiszünslers einge-
setzt wurden. Im Frühjahr 2013 wurde 
von der EU-Kommission die Verwen-
dung der Neonicotinoide vorerst für 
zwei Jahre verboten. In Österreich wur-
de dieses Verbot  im Parlament auf drei 
Jahre ausgeweitet. Bereits vor über zehn 
Jahren wurde von einigen Wissenschaft-
lern die Einhaltung einer Fruchtfolge 
als eine wirksame Methode gegen den 
Maiszünsler empfohlen. Diese wurde 
in der Praxis bislang in der biologischen 
Landwirtschaft durchaus erfolgreich an-
gewendet. Mit dem Verbot der Neonico-
tinoide kann künftig auch die konventio-
nelle Landwirtschaft über eine regelmä-

ßige Fruchtfolge das Problem mit dem  
Maiszünsler in den Griff zu bekommen. 

Bewirtschaftungsqualität
Im Anbau von Futtermitteln bemüht 

sich die EU um eine europäische Eiweiß-
strategie. Ihr Ziel ist es, künftig vermehrt 
Eiweißfuttermittel in Europa zu produ-
zieren, um die Sojaimporte zu verrin-
gern. 

Damit könnte auch die Bodenquali-
tät verbessert werden, zumal der Anbau 
von Soja für den Boden gleichzeitig die 
Versorgung mit Stickstoff gewährleis-
ten kann. Allerdings sollten für ein ak-
tives Bodenleben auch keine Pestizide 
eingesetzt werden. Die Sojabohne ist 
ein Schmetterlingsblütler. Diese haben 
die Fähigkeit, Luftstickstoff in Form 
von Knöllchenbakterien im Boden zu 
speichern. Dieser Stickstoff wird von 
nachfolgenden Ackerkulturen für das 
Wachstum genützt. Die Sojabohne leis-
tet daher innerhalb der Fruchtfolge einen 
wichtigen Beitrag für die Pflanzenernäh-

rung und kann gleichzeitig als Futtermit-
tel eingesetzt werden. Die Fruchtfolge 
wirkt sich somit positiv auf das mikro-
biologische Gleichgewicht des Bodens 
aus. Mit der EU-Agrarreform 2013 wird  
versucht, verstärkt auf Fruchtfolge zu 
setzen. Künftig sind für die vollständige 
Auszahlung von Direkförderungen an 
die Landwirtschaft zumindest ab einer 
Betriebsgröße von zehn Hektar Acker-
fläche verpflichtend Fruchtfolgen vorge-
schrieben. 

Die Nahrungsmittelproduktion, die 
Produktion von Energiepflanzen und die 
Versiegelung der Flächen durch Verbau-
ung stehen in Konkurrenz miteinander. 
Alle benötigen die Ressource Boden. In 
den Jahren 2007/2008 stiegen die Welt-
marktpreise für Grundnahrungsmittel 
sprunghaft an. Diese Preissteigerungen 
sind unter anderem mit der erhöhten 
Nachfrage nach Agrartreibstoffen aus 
Europa und den USA zu begründen. 
Diese Konkurrenz zwischen „Teller“, 
„Trog“ und „Tank“ wird sich künftig 

Bodenverbrauch
Das Umweltbundesamt veranstaltete in Koope-
ration mit anderen Organisationen die Tagung 
„Bodenverbrauch in Österreich – Versorgungs
sicherheit in Gefahr?“ www.umweltbundesamt.
at/umweltsituation/boden

Agrar-Pauschalierungssystem
„Was die Pauschalierungsgrenzen angeht ... hier kein  
gerechtes System geben wird. Das einzig gerechte 
System ist ... nur die Buchführung, wo einer sagt ‚ich ver-
diene etwas‘ oder ‚ich verdiene nichts‘.“ LWK-Präsident 
Wlodkowski, dlz-agrarmagazin, 30. August 2013.

Landnahme 
Die Menschenrechtsorganisation FIAN be-
schäftigt sich intensiv mit dem Thema „Land-
grabbing“ – die neue Form des Kolonialismus: 
Reichere Länder sichern sich landwirtschaftli-
che Flächen in ärmeren Ländern. www.fian.at

 �Ein Hektar Boden 
mittlerer Qualität 
kann nach west
europäischen Ernäh-
rungsstandards zwei 
Personen mit Milch- 
und Fleischprodukten 
ernähren. 

 �In der EU ist die 
fortschreitende Urba-
nisierung die größte 
Bedrohung für land-
wirtschaftliche Böden. 
Jedes Jahr gehen rund 

1.000 km² an überwie-
gend sehr fruchtbaren 
Böden verloren. Diese 
Fläche entspricht der 
Größe von Berlin und 
kann rund 200.000 
Personen ernähren. 

 �60 Prozent aller in 
der EU konsumierten 
Agrarprodukte werden 
importiert, überwie-
gend aus Ländern, wo 
die Bodenfruchtbarkeit 
wesentlich geringer ist. 

Hintergrund

Boden und Ernährung

weiter auf Seite 24 ➔

Nahrungsmittelproduktion, Produktion 
von Energiepflanzen und Versiegelung von 
Flächen stehen in Konkurrenz miteinander



wohl noch verstärken, denn die EU 
setzt vermehrt sowohl auf erneuerbare 
Energiequellen als auch auf die Futter-
mittelproduktion. 

Nutzungskonflikte
Gundula Prokop beschreibt in ihrem 

Beitrag zur Veranstaltung „Bodenver-
brauch in Österreich – Ist die Versor-
gungssicherheit in Gefahr?“ das globale 
Thema des Bodenverbrauchs: „Die bes-
ten Böden sind in den reichsten Ländern. 
Nur zwölf Prozent der Weltböden sind für 
den Ackerbau geeignet. Davon befinden 
sich rund zwei Drittel auf der nördlichen 
und nur etwa ein Drittel auf der südlichen 
Erdhalbkugel. Nahezu alle Konsumgü-
ter, die in der EU verbraucht werden, 
benötigen Boden, dazu zählen Lebens-
mittel, Tierfutter, Textilien, Mineralien, 
aber auch Brennstoffe.“ Sie zitiert eine 
Studie des Sustainable Europe Research 
Instituts (SERI), die angibt, dass sich 60 
Prozent des für die in Europa notwendi-
gen Konsumgüter verbrauchten Bodens 
außerhalb der EU befinden. Dieser  Pro-
zess wird als „Landimport“ bezeichnet. 
Als eine Lösung schlägt sie eine Ver-
änderung der Ernährungsgewohnheiten 
vor, da diese einen erheblichen Einfluss 
auf die Menge benötigter Agrarflächen 
haben. In Österreich, wie auch dem Rest 
von Europa, wird eine erhebliche Menge 
an Fleisch konsumiert. Diese benötigt im 
Vergleich zur Ernährung mit pflanzlichen 
Produkten weit mehr Fläche: so sind im 
Durchschnitt sieben pflanzliche Kalorien 
notwendig, um eine Kalorie Fleisch zu 
erzeugen. Daher wäre mittelfristig eine 
Reduktion des Fleischkonsums sowie 
des Konsums von tierischen Produkten 
zielführend. Prokop zitiert dazu das ös-
terreichische Forschungsprojekt GERN, 
das bei konventioneller Landwirtschaft 
zu dem Schluss kommt, dass bei einer 
entsprechenden Reduktion des Konsums 
von Fleisch sowie tierischer Produkte der 
Flächenverbrauch  um bis zu 30 Prozent 
verringert werden könnte. 

Mit dem steigenden Bedarf von Fleisch 
und tierischen Produkten sowie Energie 
in Ländern wie China und Indien wird der 
Druck auf produktive Agrarflächen noch 
stärker steigen. Ein Umdenken in der Er-
nährung, im Ressourcenverbrauch und 
im Umgang mit erneuerbaren Energien 
ist unerlässlich.  £

Schwerpunkt
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Interview folgt

➔

*Dipl. Ing. Hans Emrich, MSc ist staatlich 
befugter und beeideter Ziviltechniker, 
Ingenieurkonsulent für Raumplanung und 
eingetragener Mediator, Supervisor – ÖVS

Was bedeutet Flächenverbrauch 
für einen Raumplaner?
Emrich: Der Begriff Flächenver-
brauch ist etwas irreführend, da 
die Flächen ja nicht tatsächlich 
„verbraucht“, also verschwunden 
sind, sondern eigentlich nur anders 
als ursprünglich genutzt werden. 
Diese „Umnutzung“ erfolgt zumeist 
gemäß den gängigen gesellschaft-
lichen Werten. So ist es z.B. relativ 
akzeptiert, dass der Landwirtschaft 
Flächen entzogen werden, um 
Siedlungen oder Straßen zu bauen. 
Intakte naturbelassene Flächen 
umzunutzen bzw. zu „verbrauchen“ 
findet weit weniger Akzeptanz. 
Grundsätzlich verbindet man aber 
mit dem Flächenverbrauch eine 
Reduktion der Biodiversität und/
oder eine gänzliche oder teilweise 
Versiegelung.

Welche Art von Flächenver-
brauch ist am schädlichsten?
Emrich: Das sind die nach wie 
vor stark wachsenden Gebiete 
für freistehende Einfamilienhäu-
ser  – also die Realisierung des 
„kleinen Schlosses für jedermann“. 
Einerseits sind die Grundstücke 
vergleichsweise groß, anderer-
seits zeigt die Erfahrung, dass in 
diesen Gebieten mindestens ein 
Drittel der Grundstücke unbebaut 
bleiben. Darüber hinaus wohnen 
in diesen Siedlungen die Men-
schen so locker, dass man ihnen 
keinen wirtschaftlich sinnvollen 
öffentlichen Verkehr anbieten kann. 
Daher verursachen Siedlungen mit 
freistehenden Einfamilienhäusern 

immer mehr Autoverkehr. Dieser 
Autoverkehr braucht wiederum 
neue und immer breitere Straßen.

Gibt es nicht schon ausreichend 
Flächen für Straßen?
Emrich: Grundsätzlich ja, aber 
– es wird nach wie vor gebaut:  
Beispielsweise werden „alte“ Um-
fahrungsstraßen oft von den wach-
senden Siedlungen „eingeholt“, 
können ihrer Funktion nicht mehr 
nachkommen und werden dann 
wieder ein Stück nach außen ver-
legt. Da könnte eine schlaue Raum-
planung viel Positives beitragen. Oft 
wird auch der Bau von Autobahnen 
und Schnellstraßen damit begrün-
det, dass Siedlungsgebiete vom 
Autoverkehr entlastet werden. Es 
gibt aber damit nicht weniger Autos, 
sondern es wird attraktiver mit dem 
Auto zu fahren, was wieder deren 
Zahl zunehmen lässt. Dann sind 
wieder mehr Straßen erforderlich.

Lässt sich der Flächenverbrauch 
reduzieren?
Emrich: Dazu gäbe es folgende 
Vorschläge: Die Flächen, die 
beansprucht werden, möglichst 
klein halten. Bei tatsächlich bean-
spruchten Flächen auf eine hohe 
Mehrfachnutzbarkeit achten. Den 
Versiegelungsgrad gering, dafür die 
Biodiversität hoch halten. Bereits 
wirklich verbrauchte Flächen, 
also z. B. Brachen, wieder in Wert 
setzen. Dazu braucht es allerdings 
neben engagierten PlanerInnen eine 
aufgeschlossene Bevölkerung und 
eine mutige Politik!

Interview mit Raumplaner Hans Emrich 

Flächenverbrauch im ländlichen Raum  
Die Landflucht lässt die Städte wachsen. Städter wiederum drän-
gen ins „Grüne“, ins jeweilige Stadtumland. Die Folge sind die 
berüchtigten „Speckgürtel“. Gibt es noch genug Flächen? Und: Wie 
können sie optimal und nachhaltig genutzt werden?  



Übergewicht 

Wundermittel gibt’s keine  
Die Werbung sagt, nichts sei leichter als Abnehmen. 
Probiert man die Mittel, stellt man meist fest, dass 
fast nichts so schwer ist. Was schnell leichter wird, 
ist nur die Geldbörse. Im Internet wird viel angeboten 
– ob’s stimmt, ist eine andere Frage. Die AK hat sich 
für diese Broschüre schlau gemacht, die wichtigsten 
Fragen und Antworten zusammengefasst und eine 
Checkliste für die Auswahl von seriösen Anbietern 
erstellt. Download: www.arbeiterkammer.at/service/
broschueren/Konsument/index.html  LEI

www.arbeiterkammer.at

Budget 2014 für Österreich er-
stellt und präsentiert. Die Vor-
schläge sollen Alternativen für 
mehr Verteilungsgerechtig-
keit, einen Ausbau des Sozial-
staates sowie eine Ökologisie-
rung der Wirtschaft aufzeigen. 
Besonders auffällig ist dabei, 
wie viele zusätzliche Einnah-
men im Bereich der besonders 
Vermögenden bzw. der sehr 
hohen Einkommensbeziehe-
rInnen zu erzielen wären und 
wie viele Maßnahmen, sei es 
ein Ausbau des Sozialstaates, 
seien es verstärkte Investiti-
onen in den Umweltschutz, 
damit finanzierbar wären. Alle 
Details finden sich auf: www.
wege-aus-der-krise.at  SH

PV-Anlagen

Leitfaden
Was versprechen die im Be-
reich Photovoltaik angebote-
nen BürgerInnenbeteiligungs-
modelle und was bringen sie? 
Initiatoren solcher Projekte 
sind neben privaten Unterneh-
men meist Gemeinden oder 
lokale Stromversorger. Die 
AK Steiermark analysiert, 
was alles unter einer „Bür-
gerInnenbeteiligungsanlage“ 
verstanden werden kann und 
vergleicht einige Angebote 
hinsichtlich ihrer Bedin-
gungen. Download: http://
stmk.arbeiterkammer.at/be-
ratung/konsumentenschutz/
geld/geldanlage/Sonneninve-
stition_mit_Schattenseiten.
html. LEI

Ratgeber

Konsumenten-
rechte
Die Arbeiterkammern helfen 
mehr als 350.000 Konsument
Innen im Jahr. Die Broschüre 
unterstützt Ratsuchende. Kurz 
und bündig auf 20 Seiten wer-
den die wichtigsten Fragen 
vor, beim und nach dem Kauf 

beantwortet. Etwa: 
Was ist bei Preisaus-
zeichnungen, Preis-
vergleich oder Kos
tenvoranschlägen zu 
berücksichtigen. Wie 
kommt ein Vertrag zu-
stande, wie wichtig ist 
Kleingedrucktes, wie 

bindend ist ein Kauf, wie steht 
es um Rücktrittsrechte usw. 
Bestelltelefon: (01) 501 65 
401, E-Mail: bestellservice@
akwien.at Diese Broschüre er-
halten Sie auch als Download: 
http://media.arbeiterkammer.
at/wien/PDF/Publikationen/
Konsumentrechte_2013.pdf   
LEI  

Allianz

Wege aus
der Krise 
Die zivilgesellschaftliche Al-
lianz „Wege aus der Krise“ 
ist ein Zusammenschluss von 
elf verschiedenen Gewerk-
schaften und Nichtregierungs-
organisationen (NGOs). Die 
Allianz hat ein alternatives 

Entscheidungshilfe 

Lebensmittelproduktion  
Wie werden die Lebensmittel, die wir aus dem Regal 
nehmen, erzeugt und verarbeitet? Wie wirkt sich die 
Lebensmittelherstellung auf Befinden und Gesund-
heit der Menschen aus? Nährwert, Genusswert, 
Aroma, Convenience-Produkte, Functional-Food. 
Was ist für die KonsumentInnen wichtig zu wissen? 
Die Broschüre will als Entscheidungshilfe für einen 
Kauf oder Nichtkauf bestimmter Produkte dienen. 
Download: www.arbeiterkammer.at/service/broschu-
eren/Konsument/index.html   JL
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Überblick:  Lebensmittelkennzeichen      
Die Broschüre gibt einen Überblick über die Kennzeichnungsvor-
schriften von verpackten Lebensmitteln, erklärt die einzelnen Kenn-
zeichnungselemente und bringt Beispiele für Zeichen. 
www.arbeiterkammer.at/service/broschueren/index.html

Leitfaden: Arbeiten am Bildschirm  
PC-Arbeitsplätze sind im Berufsleben nicht mehr wegzuden-
ken. Wie PC und das Arbeitsumfeld beschaffen sein sollen, wie 
man selbst richtig sitzt oder sieht, beschreibt der Leitfaden.
www.arbeiterkammer.at/service/broschueren/index.html

AKtion

Saures Erwachen bei unseriösen Angeboten.  

AK App „Frag uns“
AK Apps im „Smartphone“-Format sind Alles-
könner. Sie bieten schnell und nahezu überall 
greifbar Rat, z.B. bei Lohnabrechnung, 
Arbeitsrecht etc. apps.arbeiterkammer.at 



er Radverkehr hat in 
den letzten Jahren 
österreichweit an 

Bedeutung gewonnen. Das 
Fahrrad wird zunehmend als 
Verkehrsmittel für die alltäg-
lichen Wege wiederentdeckt. 
Viele Arbeitswege sind sehr 
leicht mit dem Fahrrad zurück-
zulegen. Ob der gesamte Weg 
vom Wohn- zum Arbeitsort 
oder nur eine Teilstrecke zur 
Haltestelle des öffentlichen 
Verkehrs zurückgelegt wird, 
das Rad eignet sich als ge-
sunde und umweltfreundliche 
Alternative zur Bewältigung 
des Arbeitswegs. Bei Wegen 
unter fünf Kilometern ist man 
(innerstädtisch) meist schneller 
als mit dem Pkw. Die regelmä-
ßige Bewegung führt zu gestei-
gertem Wohlbefinden, hilft bei 
Rücken- und Knieproblemen, 
stärkt das Herz-Kreislauf- 
sowie das Immunsystem und 
hilft beim Abnehmen. Radeln 
entspannt, denn bereits nach 
einer guten halben Stunde am 
Rad werden Endorphine ausge-

schüttet: Glückshormone, die 
gute Stimmung verbreiten. Die 
Fahrt mit dem Rad ist darüber 
hinaus kostengünstig, leise und 
macht Spaß. Neben der ökolo-
gischen und ökonomischen Be-
deutung des Radfahrens spielt 
auch der Gesundheitsfaktor 
eine immer wichtigere Rolle. 
Studien belegen, dass regelmä-
ßig Rad fahrende Mitarbeite-
rInnen in der Regel wesentlich 
gesünder sind und weniger 
Krankenstandstage aufwei-
sen als MitarbeiterInnen, die 
nicht regelmäßig Bewegung 
machen.

Rad-Vorreiter
Wenn in der Arbeitswelt 

der Trend zu immer mehr sit-
zenden Tätigkeiten geht, muss 
ein Ausgleich her. Der kann 
per Rad am Arbeitsweg gut 
geschaffen werden.

Eine Vorreiterrolle bezüg-
lich eines fahrradfreundlichen 
und mobilitätsunterstützenden 
Betriebs nimmt die steirische 

Anton Paar GmbH ein. Auf-
grund der langjährigen Akti-
vitäten zum Thema Radfahren 
wurde der Betrieb bereits 
im Jahr 2008 als „Fahrrad-
freundlichstes Unternehmen 
Österreichs“ durch das Um-
weltministerium und die 
Wirtschaftskammer Österreich 
ausgezeichnet.

Betriebliches Mobilitätsma-
nagement wurde im Unterneh-
men als Teil der Gesundheits-
förderung bereits vor mehr 
als zehn Jahren installiert und 
findet bei den MitarbeiterInnen 
großen Anklang. Eine eigene 
Abteilung stellt für alle 870 
Beschäftigten Programme zur 
Förderung von Gesundheit und 
Wohlbefinden zusammen. Das 
Angebot bietet laufend diverse 
Veranstaltungen zu Themen 
wie Bewegung, Ernährung, 
Entspannung und Alltagsmo-
bilität. Im Zentrum steht dabei 
die Aktion „Mit dem Rad zur 
Arbeit“, wobei die Belegschaft 
gezielt durch verschiedene Ak-
tionen über fahrradspezifische 

*DIin Judith Wittrich ist Raum-
planerin und Mitarbeiterin der 
Abteilung Kommunalpolitik in der 
AK Wien.
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Betrieb

Österreich radelt zur Arbeit       
Im Aktionsmonat Mai können Teams von bis zu vier KollegInnen 
Radkilometer am Weg zur Arbeit sammeln und viele Preise rund ums 
Radeln gewinnen, vom Fahrradhelm bis zu Fahrrädern:  
www.radeltzurarbeit.at

Vor-Radler auf dem  
Arbeitsweg
D
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Der Trend zur sanften Mobilität hält an: Das Rad erfreut sich neuer  

Beliebtheit. Das Rad eignet sich auch als gesunde und umweltscho-

nende Alternative zur Bewältigung des täglichen Arbeitswegs. Be-

triebliche Maßnahmen tragen dazu bei, dass MitarbeiterInnen aufs 

Rad steigen. 	�  Von Judith Wittrich*

Zusammenfassung:
Gezieltes betriebliches 
Mobilitätsmanagement 
mit fahrradfreundlicher 
Ausstattung und bewusst-
seinsbildende Maßnahmen 
motivieren MitarbeiterIn-
nen zu umweltschonenden 
und gesunden Mobilitäts-
formen. Davon profitiert 
nicht nur jede Einzelne und 
jeder Einzelner hinsichtlich 
Gesundheit, Wohlbefinden 
und Kostenersparnis, son-
dern der gesamte Betrieb.



Themen und Alltagsmobilität 
mit dem Rad informiert und 
motiviert wird, das Fahrrad als 
Verkehrsmittel zu verwenden. 

Der Betrieb bietet für die 
ArbeitsradlerInnen einen Fahr-
radabstellplatz, an dem die 
Räder gut abgesperrt werden 
können und somit vor Diebstahl 
geschützt sind. Aber es wurde 
nicht nur auf das Angebot von 
Radständern geachtet, sondern 
auch auf dessen Überdachung. 
Diese ist für RadlerInnen be-
sonders wichtig. Denn durch 
eine Überdachung ist das ei-
gene Rad gut vor der Witterung 
und Nässe geschützt. Niemand 
steigt gerne auf einen nassen 
Sattel. Die moderne Abstell-
anlage ist außerdem mit einer 
Solartankstelle ausgestattet. 
Für alle, die einen langen 
und anstrengenden Anfahrts-
weg haben, stehen Duschen  
zur Verfügung. Des Weiteren 
gibt es im Betrieb eine firmen-
eigene Reparaturwerkstätte, 
in der MitarbeiterInnen Re-
paraturen selbst vornehmen 

können. Ergänzt wird dieses 
Angebot durch ein kostenloses 
Fahrradservice sowie ein gratis 
Fahrrad-Navi für Graz für die 
MitarbeiterInnen.

Anreize
Aber der Betrieb ist nicht nur 

mit guter (Rad-)Infrastruktur 
ausgestattet, sondern setzt be-
wusst radfreundliche Anreize 
für die Beschäftigten: Für jede 
Fahrt mit dem Rad in die Firma 
wird ein Bonus bezahlt. Denn 
Rad fahrende KollegInnen 
tun etwas für ihre Gesundheit 
und leisten gleichzeitig einen 
Beitrag zum Klimaschutz. 
Wer den Arbeitsweg mit dem 
Fahrrad zurücklegt, wird täg-
lich belohnt. Die Arbeitsrad-
lerInnen stempeln sich mit der 
so genannten „Ökotaste“ ein 
und erhalten automatisch 1,70 
Euro auf ihren Gehaltskonten 
gutgeschrieben. So können 
sich die MitarbeiterInnen bis zu 
357.- Euro im Jahr „erradeln“.

Die Förderungen einer nach-

haltigen und sanften Mobilität 
spiegeln sich darüber hinaus 
in der Bonuszahlung für jene, 
die Fahrgemeinschaften bilden, 
wider. Auch die Jahreskarte für 
öffentliche Verkehrsmittel wird 
von der Firma vollständig rück-
vergütet. Ergänzt werden diese 
(ökonomischen) Anreize durch 
bewusstseinsbildende Aktionen 
und Veranstaltungen wie die 
Fahrradwoche bzw. die Auto-
Rast-Woche. In der alljährlichen 
Auto-Rast-Woche zeigen Mit-
arbeiterInnen als Fahrradguides 
ihren KollegInnen den besten, 
schnellsten und sichersten 
Weg zur Arbeit. Zum Auftan-
ken nach den zurückgelegten 
Kilometern gibt es für alle 
RadlerInnen ein reichhaltiges 
Frühstücksbuffet. Außerdem 
wird bei allen Fahrrädern gratis 
ein Service durchgeführt. Auch 
das Zu-Fuß-Gehen wird unter-

stützt und gefördert. Für Dienst-
fahrten, aber auch für private 
Zwecke wie Erledigungen in 
der Mittagspause oder für eine 
Nachhausefahrt, stehen dem ge-
samten Personal Firmenfahrrä-
der, Elektro-Fahrräder und ein 
Elektro-Auto zur Verfügung.

Die zahlreichen Aktionen 
und Veranstaltungen werden 
gerne von den MitarbeiterInnen 
angenommen und zeigen für 
viele neue Mobilitätsformen auf. 
Die konsequenten Bemühungen 
der Firma für nachhaltige Mobi-
lität zeigen beachtlichen Erfolg. 
Seit Einführung des gezielten 
Mobilitätsmanagements hat 
sich der Anteil der Belegschaft, 
der umweltschonend unterwegs 
ist, kontinuierlich erhöht und  
bereits mehr als verdoppelt. 
Mittlerweile sind schon  

Betrieb

Betriebliches Mobilitätsmanagement 
Durch Maßnahmen wie Aktionen oder Infrastrukturbereitstellung sowie 
Schaffung von (ökonomischen) Anreizstrukturen soll eine effiziente, umwelt- 
und sozialverträgliche (nachhaltige) Mobilität der MitarbeiterInnen gefördert 
werden.

Vorreiterbetrieb
Im Bereich betriebliches Mobilitätsmanagement für eine umwelt-
schonende Mobilität aller MitarbeiterInnen ist dies die Anton Paar 
GmbH. Detaillierte Informationen finden Sie unter www.anton-paar.
com/AP-in-Bewegung/11_Corporate_de 

weiter auf Seite 28 ➔
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Radeln entspannt, denn bereits nach ei-
ner guten halben Stunde am Rad werden 
Glückshormone ausgeschüttet.

Spar-Rechner  

Radfahren rechnet sich
Wer nur 20 Wochen im Jahr einen Arbeitsweg von  
10 Kilometern täglich hin und zurück bewältigt, hat schon 
einiges erreicht: 47.000 Kilokalorien oder 118 Leberkäs-
Semmeln hat er verarbeitet. Bei einem Mittelklasse-Diesel-
Wagen etwa können rund 1.055 Euro an Anschaffungs-, 
Erhaltungs- und Spritkosten eingespart werden.  
Und auch die Umwelt hat ein Stückchen aufgeatmet:  
338 Kilogramm Kohlendioxid, 286 Gramm Feinstaub  
und weitere 182 Gramm Stickoxid weniger haben die  
Luft belastet. Mehr siehe „Fahrrad-Spar-Rechner“ auf 
www.radeltzurarbeit.at



38 Prozent der Mitar-
beiterInnen auf sanfte und 
umweltschonende Mobili-
tätsformen umgestiegen.

Erste MaSSnahmen
Die Einführung von ge-

zieltem Mobilitätsmanage-
ment braucht Zeit. Schnell 
und relativ einfach umzu-
setzende Maßnahmen zur 
Förderung sanfter Mobilität 
und der Gesundheit der Mit-
arbeiterInnen sind:

Überdachte Radabstell
anlagen zum  Schutz des 
Rades vor Witterung und 
Nässe in der Nähe des 
Betriebseingangs werden 

von RadlerInnen besonders 
nachgefragt. 

Umkleidemöglichkeiten 
mit Spinden (oder sogar 
Duschmöglichkeiten) las-
sen die RadlerInnenherzen 
höher schlagen. Gibt es 
einen ungenutzten Raum im 
Betrieb, kann dieser schnell 
zu einem Umkleideraum 
umfunktioniert werden.

Diensträder: Die Mög-
lichkeit, Dienstwege mit 
dem Rad zu bewältigen, 
ist gerade in der Stadt eine 
sinnvolle und angenehme 
Abwechslung zum Büro-
alltag. Die Bewegung lo-
ckert Verspannungen und 
ermöglicht eine gedankliche 

Pause. Auch bei großen Fir-
mengeländen eignen sich 
Fahrräder als Betriebsfahr-
zeuge hervorragend, um 
schnell von einem Ort zum 
anderen zu gelangen.

Angebot eines turnus-
mäßigen Fahrradservices  
bzw. -checks durch Externe 
sowie eine Luftpumpe zum 
Ausborgen im Betrieb wer-
den von MitarbeiterInnen 
gerne angenommen.

Förderung der Teil-
nahme bei der österreich-
weiten Aktion „Radelt zur 
Arbeit“: Im Aktionsmonat 
Mai werden Mitarbeite-
rInnen aufgerufen, Teams 
von 2-4 Personen zu bilden 
und gemeinsam Kilometer 
am Arbeitsweg mit dem 
Fahrrad zu sammeln – ein 
gemeinsames Zurücklegen 
des Arbeitsweges ist dabei 
nicht erforderlich. Alle 
RadlerInnen tragen die 
zurückgelegten Kilometer 
online unter www.radelt-
zurarbeit.at ein, damit ist 
der Wettbewerb eröffnet. 
Bei der Kampagne gibt es 
zahlreiche Preise zu ge-
winnen. Als betriebsinterne 
Motivation können Preise 
wie etwa ein kostenloses 
Fahrradservice für alle Mit-
glieder des betriebsinternen 
Gewinnerteams als Anreiz 
gesetzt werden. £

Betrieb

Die Broschüre liefert Infor-
mationen und Tipps für einen 
gesunden Arbeitsweg. Ange-
fangen von der erforderlichen 
Fahrradausstattung über 
Verhaltensvorschriften und 
Tipps für sicheres Radeln bis 
hin zu arbeitsrechtlich rele-
vanten Informationen.

Bevor man sich aufs Rad 
schwingt, sollte man sich 
über einige Dinge infor-
mieren: Was braucht mein 
Fahrrad, um überhaupt 
straßentauglich zu sein? Ist 
eine zusätzliche Ausstattung 
notwendig? Was gilt es im 
Straßenverkehr zu beachten? 
Welches Schloss ist das 
sicherste? Welchen Weg soll 
ich wählen? Das und mehr 
findet sich in der Broschüre.

Die Broschüre können Sie 
per Telefon +43 1/310 00 10 
532 oder per E-Mail bestell-
service@akwien.at bestellen 
oder hier downloaden: http://
media.arbeiterkammer.at/
wien/PDF/Publikationen/
Fahrradbroschuere.pdf  

Broschüre  

Mit dem Rad 
zur Arbeit 

➔

Das Fahrrad ist schnell:  Bei Wegen bis zu fünf Kilometern sind StadtradlerInnen 
meist schneller als mit dem Pkw.
Radfahren ist gesund: Schon kurze Routen, die man regelmäßig radelt, steigern 
das Wohlbefinden, die Laune und die Fitness. Herz, Kreislauf und Muskeln werden 
„nebenbei“ in Schwung gebracht.
Radverkehr erzeugt keine Abgase: Radfahren leistet einen Beitrag zur sauberen 
Luft.
Fahrräder sind leise: Dauerhafter Verkehrslärm beeinträchtigt die Lebensqualität 
und macht krank. Fahrräder sind leise und belästigen somit keine BewohnerInnen.
Radfahren ist kostengünstig: Fahrräder sind erschwinglich und das nahezu 
ohne Betriebskosten. Die fehlenden sozialen Barrieren machen den Radverkehr 
demokratisch.
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Radfahren: Die Vorteile auf einen Blick



Website: Come On Labels-Projekt

Energiekennzeichnung 
Diese Webseite informiert über die Energiekenn-
zeichnung Energie verbrauchender Geräte. Das 
Projekt bezieht sich auf alle Gerätetypen, die das 
Energielabel tragen – sowohl die „neuen” Energiela-
bel (Kühlgeräte, Spülmaschinen, Waschmaschinen, 
Fernseher) als auch die „alten” Energielabel (Back-
öfen, Leuchtkörper, Klimaanlagen und Wäsche-
trockner). Auf Basis dieses EU-Projekts hat die 
österreichische Energieagentur (www.energyagency.
at) in den vergangenen 1,5 Jahren insgesamt 10.522 
Produkte in 60 Geschäften und Online-Shops kont-
rolliert. Das Ergebnis: 61% der Geräte waren korrekt 

gekennzeichnet, 21% 
nur teilweise korrekt bzw. 
nicht korrekt und 18% 
überhaupt nicht. www.
come-on-labels.eu LEI

www.arbeiterkammer.at

schaftlichen Konsequenzen 
dieser Entwicklung, ist jedoch 
eine durchaus ernstes. Alles 
in allem ein sehr gelungenes 
Buch, das vor allem all jenen 
ans Herz gelegt werden kann, 
die sich von einem Buch so-
wohl informiert, als auch un-
terhalten wissen wollen. SH

Buch

Rezepte für
Essensretter
Valentin Thurn, Gundula 
Oertel: Taste the Waste. 
Rezepte und Ideen für 
Essensretter. Verlag Kie-
penheuer & Witsch, Köln 
2012.  
50 Prozent aller Lebensmit-
tel werden weggeworfen. Das 
meiste davon endet im Müll, 

bevor es überhaupt den 
Verbraucher erreicht. 
Welche Folgen hat die 
globale Nahrungsmit-
tel-Vernichtung? Wer 
macht aus Essen Müll? 
Und: aus Müll Essen? 
Rezepte von Müll-
sammlern und Spit-
zenköchen liefern die 

Essensretter mit diesem Koch-
buch zum Dokumentarfilm 
„Taste the Waste“ und dem 
Band „Die Essensvernichter“ 
für alle, die sich dem Kampf 
gegen Verschwendung und 
Geringschätzung von Lebens-
mitteln anschließen wollen. 
Die am Buch mitwirkenden 
sind für verantwortungsvollen 

Genuss bis zum letzten Krü-
mel und halten Verschwen-
dung für eine der schlimmsten 
Unsitten der Wegwerfgesell-
schaft.  LEI   

Buch

Nach uns 
die Sintflut?
Armin Reller und Heike 
Holdinghausen: Wir kon-
sumieren uns zu Tode. 
Warum wir un-
seren Lebensstil 
ändern müssen, 
wenn wir über-
leben wollen. 
Westend Verlag, 
Frankfurt 2013.
Wir leisten uns un-
seren Lebensstil nur 
auf Kosten anderer. 
Sind uns die Aus-
wirkungen der Pro-
duktion von All-
tagsgegenständen wie etwa 
Handys oder Kugelschreibern 

bewusst? Kinderarbeit, ver-
giftete Gewässer und Böden 
sowie die Versteppung ganzer 
Landstriche sind die Folgen. 
Damit untrennbar verbunden 
sind Fragen nach Gerechtig-
keit und Verantwortung, En-
ergieverbrauch und Wirt-
schaftlichkeit. Die AutorInnen 
zeigen anhand von Stoffge-
schichten und -kreisläufen, 
woher heutzutage Ressourcen 
kommen, wofür sie verwen-
det bzw. verschwendet wer-

den. Das hat fa-
tale ökologische, 
politische, so-
ziale und wirt-
schaftliche Aus-
wirkungen. Ihre 
Schlussfolge-
rung: Wenn wir 
nicht bald anfan-
gen, verantwor-
tungsvoll mit den 
Ressourcen um-
zugehen, kon-

sumieren wir unsere Welt zu 
Tode. LEI

Buch 

Neue globale
Geldelite 
Chrystia Freeland: Die 
Superreichen: Aufstieg 
und Herrschaft einer 
neuen globalen Geldelite. 
Westend Verlag, Frankfurt 
2013.
Chrystia Freelands Buch über 
die Herrschaft einer neuen 
globalen Geldelite zeigt, wie 
die Superreichen 
denken und leben 
und spart auch 
nicht an unter-
haltsamen An-
ekdoten, ohne 
dabei an Sub-
stanz zu verlie-
ren. So wird ein 
Oligarch zitiert, 
der es nicht verstehen kann, 
wieso Diktatoren mehrere 
Milliarden veruntreuen, wo 
man doch bereits ab 1 Milli-
arde Dollar Vermögen passa-
bel leben kann. Das Thema des 
Buches, dass einige wenige 
Superreiche immer mehr Ver-
mögen und Macht ansammeln 
sowie die negativen gesell-
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Online-Plattform: RADpublik
Was wünschen sich Österreichs RadfahrerInnen? Mit RADpublik bietet 
die Radlobby Österreich (www.radlobby.at) den ÖsterreicherInnen die 
Möglichkeit, Verbesserungsvorschläge für den Radverkehr einzubringen und 
abzustimmen. www.klimaaktiv.at/mobilitaet/radfahren/radpublik.html

Agroindustrie: Dichtung und Wahrheit
Mit blühenden Wiesen und glücklichen Tieren wirbt gerne die Agrarlobby, 
wenn es etwa um den Einsatz von Pestiziden, Gentechnik oder die Erzeugung 
von Agroenergie geht.  Wie steht es um die Segnungen der Agroindustrie 
wirklich? Mehr Infos unter: www.umweltinstitut.org/agrar-luegen

Medien



as Knistern und der 
Anblick von Feuer 
mit dezentem Licht 

im trauten Heim ist verführe-
risch, wenn draußen grimmige 
Temperaturen vorherrschen. 
Wird dadurch der Umwelt 
und Feinstaubbelastung auch 
noch ein Gefallen getan, ist 
das schon ein zugkräftiges Ar-
gument für Kaminöfen oder 
Schwedenöfen. Diese Brenn-
kessel aus Gusseisen oder 
Stahl mit offener Sicht in den 
Feuerraum können freistehend 
in einer Wohnung aufgestellt 
und über Luftklappe oder 
Rohr an den Rauchfang ange-
schlossen werden.

Für umweltbewusste Käu-
fer von Schwedenöfen gibt 
es dabei einiges zu bedenken. 
Diese sind in der Tat klima-
freundlich, weil das Verbren-
nen von Holz CO2-neutral 
ist. Bei den Luftschadstoffen 
dagegen ist eine differenzierte 
Sichtweise angebracht. 

Moderne Holzkesselhei-
zungen sind durch gesetzliche 

Vorgaben bei den Emissi-
onen tatsächlich nicht mehr 
mit den alten Holzscheitöfen 
aus dem letzten Jahrhundert 
vergleichbar. Dies gilt für 
automatisch und manuell be-
schickte Feuerungsanlagen. 
Ab 2015 treten in der EU sogar 
noch strengere Grenzwerte für 
Hersteller in Kraft. Trotzdem 
gilt es bei Immissionsschutz-
ExpertInnen als erwiesen, dass 
neue Feuerungsanlagen nicht 
in dem erhofften Ausmaß zur 
Senkung von Luftbelastungen 
beigetragen haben. Woran 
kann das liegen?

Emissionswerte, die am 
Prüfstand vom Hersteller 
bei der Typenprüfung nach-
gewiesen werden müssen, 
basieren auf Idealzuständen 
(„Volllastbetrieb“), die aber 
für normale Haushalte in der 
Regel unrealistisch sind. Ein-
schneidender für die Umwelt 
und die Volksgesundheit sind 
die konkreten Heizpraktiken 
der Haushalte. Aufgrund kon-
kreter Messungen der Höheren 

Technischen Bundeslehr- und 
Versuchsanstalt (HTBLVA) 
Dornbirn ist inzwischen nach-
gewiesen worden, dass bei 
falscher Handhabung selbst 
bei modernen Schwedenöfen 
die Grenzwerte für Schad-
stoffe im Vergleich zur Typen-
prüfung, z.B. bei Feinstaub, 
um den Faktor 4 überschritten 
werden können. Dem Faktor 
Mensch und damit Beratung 
und Bedienungsanleitungen 
kommen also eine entschei-
dende Rolle zu. Was sind die 
schlimmsten Fehler, die man 
begehen kann? 

Anzündphase
Immer gegenläufig zum 

Luftstrom anzünden. Da die 
Luft von unten nach oben 
strömt, muss das Holz oben 
angezündet werden. Das  
Verbrennen von oben nach 
unten bewirkt, dass immer 
so viel Brennstoff brennt wie 
Sauerstoff zur Verfügung 
steht und die Gase durch die  

*Mag. Franz Greil ist ist Mitar-
beiter der Abteilung Umwelt & 
Verkehr in der AK Wien. 
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Leben 

Emissionsgrenzwerte und Umweltzeichen
Öfen, die bereits jetzt die strengen, ab 2015 vorgeschriebenen Emissions-
grenzwerte erfüllen, weisen ein Umweltzeichen auf, z.B. das „Österreichische 
Umweltzeichen“, „Blauer Engel“ oder „Der Weiße Schwan“. www.umweltzei-
chen.at/cms/home/produkte/gruene-energie/content.html?rl=26

Schwedenöfen auf
dem Prüfstand
D
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Spätestens mit Beginn der kalten Jahreszeit setzt die Werbung für Ka-

minöfen ein. Neben Gemütlichkeit und billigen Heizkosten wird dabei 

auch gern die Umwelt ins Treffen geführt. Mit den alten „Stinkern“ sollen 

sie überhaupt nichts mehr gemeinsam haben. Die Wirklichkeit kann aber 

anders aussehen.    � Von Franz Greil*

Zusammenfassung:
Schwedenöfen haben am 
Prüfstand bessere Grenz-
werte als alte Feuerungs-
anlagen. Die Emissionen 
sind aber unter realen 
Bedingungen höher. Wenn 
Privathaushalte das Holz 
in Schwedenöfen nicht 
adäquat verbrennen, kann 
dies die Luftverschmut-
zung drastisch erhöhen. 
Der Einfluss von richtiger 
Bedienung und von richti-
gem Anheizen ist enorm. 
Daher: Vor Anschaffung 
ausführlich vom Rauch-
fangkehrer oder Fachhan-
del beraten lassen.



Flammen verbrennen kön-
nen. Als Anzündhilfe sollten  
in Wachs getränkte Holzwolle-
stücke, keinesfalls aber Papier 
oder flüssige Brandbeschleu-
niger verwendet werden.  
Wer dies nicht beherzigt, also 
„unten“ anzündet, verurs-
acht einen Feinstaubausstoß  
um den Faktor 2,8 im Verhält-
nis zur idealen Anzündtech-
nik.

Geeignetes Holz
Locker gestapelte Holz-

scheite, am besten in Block-
haus-Form, sichern einen 
ausreichenden Luftdurchzug. 
Ein kompaktes Aufschlich-
ten verunmöglicht dies. Die 
maximale Holzmenge sollte 
der Nennleistung des Ofens 
entsprechen. Das Lesen der 
Herstellerangaben sichert 
gegen eine Überladung des 
Ofens. Wer dagegen den Kes-
selraum „überladet“, erhöht 
den Feinstaubausstoß um den 
Faktor 4,2.

Nur trockenes Holz (zwi-
schen 15 und 20 Prozent Was-
sergehalt), das mindestens 
zwei Jahre getrocknet ist, 
stellt einen idealen Abbrand 
sicher. Feuchtes Holz ist 
nicht nur für eine schlechte 
Verbrennung verantwortlich, 
sondern potenziert die Luft-
verschmutzung geradezu. 
Die Scheitholzgröße muss 
dem Ofen angepasst sein; 
die diesbezüglichen Herstel-
lerangaben sind dringend zu 
beachten. Im Zweifel hilft 
der Rauchfangkehrer sicher 
weiter! Das Verbrennen von 
behandeltem Holz, Kartona-
gen und anderen Abfällen ist 
gesetzlich verboten.

Richtig Nachlegen
Holzscheite oder Holzbri-

ketts nur nachlegen, wenn eine 
Grundglut vorhanden ist. Wer 
bei gelber Flamme nachlegt, 
verändert die Luftzufuhr.

Nicht optimale Heiztech-
niken führen aber nicht nur 

zu erhöhtem Luftschadstoff-
ausstoß (Kohlenmonoxid, 
Ruß und unverbrannte Koh-
lenwasserstoffe), sondern 
auch zu Heizwertverlusten. 
Bei „schlechtem Heizen“ 
geht zwangsläufig Energie 
„durch den Kamin“, weil mit 
den unverbrannten Schwel-
gasen auch viel Energie ver-
loren geht. Je nach Holzsorte 
können bis zu zwölf Prozent 
der Energie, und damit per-
sönliches Budget, verloren 
gehen. Daher am besten vor 
einer Anschaffung ausführlich 
vom Rauchfangkehrer oder 

im Fachhandel beraten lassen, 
vor allem was die Leistung des 
Ofens betrifft. Denn zu große 
Kessel sind zwangsläufig un-
ökonomisch. Der erwähnte 
Emissionstest der HTBLVA 
Dornbirn offenbart aber auch: 
Die Emissionen von Schwe-
denöfen  hängen  nicht nur von 
einer guten Ofentechnologie 
ab. Die Umweltbelastungen 
werden sehr stark von der rich-
tigen Bedienung beeinflusst. 
Umweltbewusste Menschen 
können hier wirklich viel zu 
einer gesünderen Luft beitra-
gen. £

Leben

Heizen: Umwelt und Konto schonen
Neben dem Heizen gibt es bei Raumwärme und Energiesparen 
vieles zu berücksichtigen. Deshalb gibt es von der AK die Bro-
schüre „Energiesparen. Umwelt und Konto schonen.“ mit vielen 
nützlichen Tipps. http://media.arbeiterkammer.at/sbg/pdf/Energie-
sparbroschure.PDF

Holzheizungen sind vor 
allem in Ballungsräumen 
und engen Tälern ein 
Problem für gesunde 
Luft. Feinstaub und 
langlebige organische 
Schadstoffe (Persistent 
Organic Pollutants – 
POPs) sind dabei die 
großen Sorgenkinder.
Bei letzteren sind vor 
allem Dioxine aufgrund 
ihrer Langlebigkeit und 
Gesundheitsgefährdun-

gen problematisch.
Rund 70 Prozent aller 
Dioxinemissionen gelan-
gen heute über private 
Kamine in die Luft. Das 
Verbrennen von Abfall 
(z. B. behandeltes Holz) 
spielt dabei auch eine 
Rolle und wird leider 
immer noch als Kava-
liersdelikt angesehen. 
Schwarzer Rauch aus 
dem Rauchfang ist un-
trügliches Indiz dafür. 

Holzheizungen 

Schwarzer Rauch  

Nur richtige Bedienung schont die Umwelt.

www.arbeiterkammer.at Wirtschaft & Umwelt  3/2013   Seite 31

Emissionen von Schwedenöfen hängen 
nicht nur von deren Technologie, sondern 
sehr stark von der richtigen Bedienung ab.
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Eine neue Studie der Universität Linz zeigt, dass Vermögen in Öster-

reich noch deutlich ungleicher verteilt sind, als bislang bekannt war. 

Das reichste eine Prozent aller Haushalte besitzen demnach durch-

schnittlich ein Nettovermögen von 12,7 Millionen. Das ist doppelt so 

viel wie bislang geschätzt wurde.

ie Europäische Zen-
tralbank  (EZB) hat 

mit dem Household Finance 
and Consumption Survey 
(HFSC) erstmals die Vermö-
gen privater Haushalte in 15 
Eurozonenländern (darunter 
auch Österreich) erhoben. 
Obwohl dies sehr sorgfältig 
und mit vielen Kontrollen 
geschehen ist, besteht bei 
dieser Erhebungsweise, die 
auf Haushaltsbefragungen 

basiert, das Problem, dass 
besonders vermögende 
Haushalte untererfasst blei-
ben. Dies liegt einerseits 
daran, dass besonders reiche 
Haushalte in der Stichprobe 
nicht enthalten waren. 
Andererseits verweigern 
Vermögende die Antworten 
überdurchschnittlich oft, 
oder antworten sogar falsch. 
Während andere metho-
dische Probleme im HFSC 

gut gelöst wurden, verblieb 
die Untererfassung beson-
ders reicher Haushalte ein 
Problempunkt.

Um diese Lücke zu 
schließen, hat eine Studie der 
Universität Linz im Auftrag 
der Arbeiterkammern Wien 
und Oberösterreich, das Pri-
vatvermögen der reichsten 
österreichischen Haushalte 
neu berechnet. Dabei wurde 
entsprechend der wissen-

Wissenschaft

Bereits die Wirtschaft & 
Umwelt 3/98 analysierte die 
Zusammenhänge zwischen 
Globalisierung, industrieller 
Ausbeutung, weltweiter 
Migration und Umweltzer-
störung. Lösungsansätze 
sind heute wie damals ohne 
Berücksichtigung sozialer, 
ökologischer und regionaler 
Aspekte undenkbar.     

„Die soziale 
Polarisierung, die 
sich in den Indus-
triestaaten wie 
in der ‚Dritten 
Welt‘ beobach-
ten lässt, stellt 
insoferne einen 
Aspekt der 
Globalisierung 
dar, als sie ein 
Ergebnis eines 

antisozialen Anpassungs-
zwangs ist, der in Zeiten 
gestiegener Kapitalmobilität 
und erhöhter Konkurrenz 
ausgeübt wird. So werden 
in den alten Industrieländern 
gewerkschaftliche Positi-
onen verstärkt und immer 
erfolgreicher angegriffen, um 
die von den Unternehmen 
angestrebte arbeitsorgani-
satorische Flexibilisierung 
sowie den Abbau tarifvertrag-
licher und sozialstaatlicher 
Sicherungs- und Schutz-
maßnahmen zu erreichen. In 
der ‚Dritten Welt‘ bedeutet 
Globalisierung aber nicht 
nur Polarisierung, sondern 
auch soziale Exklusion. Die 
netzwerkartig strukturiere 
Weltwirtschaft integriert 
nämlich nur jene Sektoren, 
Regionen und Menschen die 
‚nützlich‘ und konkurrenzfähig 
sind.“ LEO

vor 15 Jahren

Global statt 
sozial

 34 	Neue Aus- und Weiterbildungsstan-
dards für Bus- und LKW-LenkerInnen. 
Was kommt auf LenkerInnen, Unter-
nehmerInnen, AusbildnerInnen und 
PrüferInnen zu?  Tagungsband, 2008 

35	 LKW-Maut für die Umwelt? Handlungs-
spielräume und Strategien im EU-
Kontext auf dem Prüfstand, Tagungs-
band, Franz Greil (Hrsg.), 2009

36	 Regionale Arbeitsweg-Barrieren 
in der Ostregion. Auswertung der 
Online-Umfrage „Pendler/in am 
Wort“. Thomas Hader, 2009

37	 Privatisierung der Verkehrs
infrastruktur. Erfahrungen  
mit Public Private Partnership  
(PPP) in Österreich und  
Europa. Tagungsband, 2009

38	 Leitfaden für Ausschreibungen im 
öffentlichen Verkehr.  Qualitäts-  
und Sozialkriterien. Anna 	
Daimler, Doris Unfried. Studie,  2009

39	 Arbeitsweg-Barrieren in der Ostre-
gion Geschlechtsspezifische und 
soziale Hindernisse. Auswertung 
der Online Umfrage „Pendler/in am 
Wort“ Thomas Hader, 2009

40	 LKW-Stellplatzbedarf im hochran-
gigen österreichischen Straßennetz 
Österreichisches Institut für Raum-
planung, 2010

41	 PendlerInnen und Infrastruktur-
Ausbau in der Ostregion Ergebnisse 
der AK-Befragung 2009/2010 
Thomas Hader, 2010

42	 Mangelware LKW-Parkplatz.  
Perspektiven und Lösungen  
für den Arbeitsplatz Autobahn.	
Tagungsband, 2010

43	 Tourismus in Österreich 2011:  
mit einer Sonderauswertung  
des Österreichischen  
Arbeitsklimaindex Kai Biehl,  
Rudolf Kaske (Hrsg.), 2011

44	 Lkw-Geschwindigkeitsverhalten auf 
Autobahnen: Erhebung und Analyse 
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ausgewählten Streckenabschnitten 
österreichischer Autobahnen.  
Studie, 2011 
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Verursachergerechte Lösungen  
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	 Tagungsband, 2012 

46	 BerufslenkerInnen am Wort Befra-
gung von Lkw- und BuslenkerInnen 
zu Lenkzeitüberschreitungen, 
Sicherheit und Qualität von Rast-
anlagen und Erfahrungen mit der 
verpflichtenden Aus- und Weiterbil-
dung, 2012 

47	 Aktiv und selbstbestimmt zur Arbeit 
Warum der Arbeitsweg zu Fuß 
und mit dem Rad die gesündere 
Alternative ist, was am Arbeitsweg 
besonders Stress macht und wie 
subjektive Aspekte die Verkehrs-
mittelwahl beeinflussen. Johanna 
Schaupp. Studie, 2012 

48	 Problem Solidarhaftung im Bundes-
straßenmautgesetz 
Verfassungsrechtliche Analyse.  
Nicolas Raschauer. Studie, 2012 

49	 Öffentlicher Verkehr hat Zukunft! 
Herausforderungen und  
Gefahren für den öffentlichen Nah-
verkehr in Österreich. Tagungsband, 
2013

50	 Volkswirtschaftliche Effekte der Libe-
ralisierung des Eisenbahnpersonen-
verkehrs in Österreich, 2013
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Das reichste 1%
besitzt 37,0% 
des Vermögens

Die reichsten 2–5%
besitzen 20,8% 
des Vermögens

Die reichsten 
6–20%

besitzen 23,5% 
des Vermögens

Die reichsten 
21–50%

besitzen 16,5% 
des Vermögens

Die ärmsten 50% besitzen 2,2% 
des Vermögens

Wissenschaft

schaftlichen Lehrmeinung 
davon ausgegangen, dass sich 
der oberste Rand der Ver-
mögensverteilung am besten 
durch die „Pareto-Verteilung“ 
(stetige Wahrscheinlichkeits-
verteilung) abbilden lässt. 

Die Ergebnisse der Studie 
sind dabei umso bemerkens-
werter, berücksichtigt man, 
dass die  Wissenschaftler sehr 
konservative Annahmen (so 
wurde das Vermögen österrei-

chischer Milliardäre in dieser 
Studie nicht berücksichtigt) 
gewählt haben. 

Das Gesamtvermögen aller 
österreichischen Haushalte 
beträgt nach diesen neuen 
Schätzungen 1.250 Milliarden 
Euro. Damit ist das Gesamtver-
mögen (netto, also abzüglich 
Schulden) der österreichischen 
Haushalte um 250 Milliarden 
Euro größer als bislang ange-
nommen. Außerdem konzen-

triert sich das Vermögen deut-
lich stärker auf einige wenige 
als vermutet wurde. So verfügt 
das reichste eine Prozent mit 37 
Prozent des Gesamtvermögens 
über mehr als ein Drittel des 
Vermögens aller. Das durch-
schnittliche Nettovermögen 
des obersten einen Prozentes 
ist mit 12,7 Millionen Euro pro 
Haushalt doppelt so hoch wie 
vorher geschätzt. 

Und auf die reichsten zehn 
Prozent entfallen 69 Prozent 
des Gesamtvermögens. Die 
verbleibenden 90 Prozent aller 
Haushalte verfügen daher mit 
31 Prozent des Gesamtvermö-
gens, gemeinsam nicht einmal 
über die Hälfte des Vermögens 
der obersten zehn Prozent. 

Bereits bekannt war, dass 

Vermögen in Österreich ex-
trem ungleich verteilt sind. 
Diese neue Studie, die uns die 
derzeit besten Daten über die 
Vermögensverteilung in Ös-
terreich liefert, zeigt aber, dass 
die Vermögensverteilung noch 
deutlich ungleicher ist, als bis-
lang angenommen wurde. 

Die Studie zeigt aber auch, 
dass eine allfällige Millionärs-
steuer nur die reichsten fünf 
Prozent der Haushalte treffen 
würde, denn erst unter den 
reichsten fünf Prozent aller 
österreichischen Haushalte be-
trägt das Nettovermögen mehr 
als eine Million Euro. 

Die Studie kann unter folgendem 
Link kostenlos heruntergeladen wer-
den: http://media.arbeiterkammer.at/
PDF/Vermoegen_in_Oesterreich.pdf
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Das reichste eine Prozent der Haushalte 
verfügt über ein viel gröSSeres Vermögen 
als bisher angenommen.

AK-Tipp

Arbeitnehmerschutz 
und Gesundheit
 
Arbeit darf nicht krank ma-
chen. Alexander Heider, Ab-
teilung Sicherheit, Gesund-
heit und Arbeit, 2013. 

Rund 120.000 Arbeitsunfälle 
jährlich, zu viele Beschäftigte 
vorzeitig in Pension wegen Ar-
beitsunfähigkeit: Die Broschüre 
hilft bei der Umsetzung der Ar-
beitnehmerschutzvorschriften.  
http://wien.arbeiterkammer.at/
service/broschueren/Arbeit-
nehmerschutz/broschueren/
index.html  LEI
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Mit dem Rad zur Arbeit   

Das Rad eignet sich als 
gesunde und ökologische 
Alternative – auch am 
Arbeitsweg. Von der erforder-
lichen Fahrradausstattung, 
Verhaltensvorschriften und 
Tipps für sicheres Radeln bis 
zu arbeitsrechtlich relevanten 
Informationen: Das und mehr 
in der neuen Broschüre!

VERKEHRSLÄRMSCHUTZ 

Mehr als eine Million Österrei-
cherInnen fühlen sich durch 
Verkehrslärm beeinträchtigt. 
Diese Broschüre gibt 
Auskunft über Fördermög-
lichkeiten und Kontaktstellen 
für Lärmschutzmaßnahmen 
an Wohnungen und Gebäu-
den an den Verkehrsträgern 
Straße und Schiene.

ENERGIE SPAREN 

Mit Hilfe dieser Broschüre 
können Sie die Umwelt und 
Ihr Geldbörsel schonen. 
Umfassende Informationen 
und konkrete Tipps aus 
verschiedenen Energiebe-
reichen des Haushalts wie 
Raumheizung, Beleuchtung, 
Elektrogerätenutzung oder 
Auto tragen dazu bei.

ÖKO-ZEICHEN

Der Leitfaden durch den 
Zeichendschungel von 
Ökolabels und Qualitäts-
siegeln bietet neben einem 
Wegweiser, der erklärt, wofür 
Ökozeichen stehen und 
worüber sie informieren, die 
Liste der Zeichen selbst und 
Hinweise auf Serviceseiten 
im Internet.

Lebensmittelzusatzstoffe 

Zusatzstoffe spielen in der 
Lebensmittelproduktion 
heute eine große Rolle. Der 
Wunsch nach genauerer 
Information ist groß. Die AK 
betrachtet den Einsatz der 
Zusatzstoffe kritisch und ver-
sucht mit diesem Leitfaden 
dem Informationsmanko zu 
begegnen.
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Gut informiert im Öffentlichen Verkehr  

Bahn und Bus spielen im Berufs- und Freizeitverkehr eine wichtige Rolle. 
Doch was ist bei Problemen zu tun? Welche Rechte haben Fahrgäste? 

Die Broschüre fasst alle wichtigen Infos für die Fahrt im öffentlichen 
Verkehr (Schwerpunkt Ostregion) kurz und übersichtlich zusammen. 


